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Erster Tag: Dienstag, 26. April 1960 

Der 9. Bundesparteitag derChristlich Demokratischen Union Deutsciiiands 

in der Schwarzwaldhalle in Karlsruhe begann 

mit einer 

Sitzung des Bundesvorstandes 

um 15.00 Uhr im Rathaus 

und einer 

Sitzung des Bundesausschusses 
um 17.00 Uhr im Rathaus. 

In den Sitzungen wurden der Verlauf des Parteitages 

und politische Fragen besprochen. In einer 

Öffentlichen Kundgebung 
am Freitag, 28. Apri l , sprachen Bundeskanzler Dr. Adenauer, 

Bundesminister Prof. Dr. Erhard, Ministerpräsident Kiesinger, 

Frau Dr. Jochmus. 



Zweiter Tag: Mittwoch, 27. April 1960 

Die Eröffnung des 9. Bundesparteitages 
fand um 9.30 Uhr in der Schwarzwaldhalle statt. 

Nach der Leonorenouvertüre Nr. 3 von Ludwig van Beethoven, gespielt 
von der Badischen Staatskapelle unter Leitung des Ersten Kapellmeisters 
Walter Born, nahm das Wort, von starkem Beifall begrüßt. 

Der Vorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Adenauer: 

Meine Domen und meine Herren 1 Meine lieben Parteifreunde! Verehrte 
Gäste! Als Vorsitzender der Christlich Demokratischen Union Deutsch­
lands heiße ich Sie herzlich willkommen. Ich bin vom Bundesvorstand und 
vom Bundesparteiausschuß - die gestern getagt haben - beauftragt wor­
den, Ihnen mitzuteilen, daß einstimmig die Wahl von Herrn Dr. Gurk, 
dem Landesvorsitzenden der CDU Nordbaden, zum Präsidenten des 
Parteitages vorgeschlagen wird. (Beifall.) 
Der Bundesvorstand und der Bundesausschuß schlagen Ihnen ferner fol­
gende Damen und Herren für die Wahl des Präsidiums des Parteitages 
vor: Frau Brauksiepe, Dr. Fricke, Dr. Even, Bundesminister Lemmer, Land­
tagspräsident Dr. Neinhaus, Frau Rösch, Herrn Winkelheide. Die Wahl 
des Präsidiums erfolgt nach §41 derGeschäftsordnung,wenn kein Wider­
spruch erhoben wird, durch Handaufheben. - Ich darf feststellen, daß 
Widerspruch gegen die Wohl durch Handaufheben nicht erhoben wird. 
Ich bitte Sie jetzt, zur Wahl zu schreiten. Ich darf diejenigen bitten, die 
dafür sind, daß Herr Dr. Gurk zum Präsidenten des Parteitages und die 
von mir genannten Damen und Herren in das Präsidium gewählt wer­
den, eine Hand zu erheben. - Ich danke und bitte um die Gegenprobe. -
Soweit die Beleuchtung es zuläßt - denn wegen der Jupiterlampen sehe 
ich schlecht-, kann ich sagen, es erhebt sich kein Widerspruch. 
Ich stelle die einstimmige Wohl fest und bitte nunmehr Herrn Dr. Gurk, 
das Präsidium zu übernehmen. 

Präsident Dr. Gurk: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Domen und 
Herren! Liebe Gäste! Meine lieben Parteifreunde! Ich danke Ihnen zu­
nächst im Namen des Präsidiums - dos ich bitte, hier oben Platz zu neh­
men - für das Vertrauen, dos Sie uns geschenkt haben. Wi r alle wollen 
diesen 9. Bundesparteitag der Christiich Demokratischen Union in der 
Bundesrepublik Deutschland noch Form und Inhalt seiner Bedeutung und 
Würde gemäß gestalten. 



Die Stadt Karlsruhe beherbergte schon einmal — im Jahre 1951 — unsere 
Bundestagung. Tagungslokal war damals die gegenüberliegende Stadt­
halle. Sie war nach dem damaligen Stande des allgemeinen Wiederauf­
baues beispielhaft. Daß wir jetzt, 1960, in der um ein Vielfaches größeren 
Schwarzwaldhalle tagen können, möge in gleicher Weise symbolhaft 
sein sowohl für das innere und äußere Wachstum unserer Partei als auch 
für die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
und in unserer Stadt. (Beifall.) 

Der erste Gruß dieser Tagung gehört dem hochverehrten Ersten Bundes­
vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union, unserem Parteifreund 
Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer. (Starker Beifall.) Wir freuen uns, 
den Herrn Bundeskanzler nach einer so ausgedehnten und anstrengenden 
Weltreise im Dienste unseres Volkes wie immer frisch und gesund bei uns 
zu sehen. (Lebhafter Beifall.) Diese Tagung der führenden politischen 
Partei Deutschlands wird wieder zeigen, daß wir geschlossen hinter unse­
rem Kanzler stehen. (Beifall.) 

Nicht minder herzlich begrüße ich die stellvertretenden Bundesvorsitzen­
den unserer Partei: Bundesarbeitsminister Theodor Blank, (Beifall.) Bun-
destogsprösident Dr. Eugen Gerstenmaier, (Beifall.) Ministerpräsident 
Kai Uwe von Hassel (Beifall) und Fraktionsvorsitzenden Dr. Heinrich 
Krone. (Lebhafter Beifall.) 

Ich darf an dieser Stelle ein Glückwunschtelegramm unseres lieben 
Freundes Jakob Kaiser bekanntgeben. Er telegraphiert: 

„Leider verhindert, weil erkrankt, in diesem Jahr teilzunehmen. Mit 
um so tieferer Anteilnahme verfolge ich die Beratungen. Sie ken­
nen meine Sorgen um unser Volk und Land; sie sind heute größer 
denn je. Möge es der Tagung unserer politischen Gemeinschaft 
gelingen, die nationale Not unseres Volkes vor der Welt eindring­
lich darzutun, damit sich die Erkenntnis durchsetzt, daß die Selbst­
bestimmung unseres Volkes zur Befriedung der Welt führt. Meine 
Grüße und Wünsche gehören Ihnen allen. 

Jakob Kaiser" 

(Lebhafter Beifall.) 

Voll Freude heiße ich die Herren Ministerpräsidenten deutscher Länder 
willkommen: Dr. Peter Altmeier aus Rheinland-Pfalz, (Beifall.) Kurt-
Georg Kiesinger aus Baden-Württemberg, (Beifall.) Dr. Franz Meyers aus 
Nordrhein-Westfalen, (Beifall.) Dr. Franz-Josef Roeder aus dem Saar­
land. (Beifall.) Unseren Freund von Hassel habe ich eben schon als stell­
vertretenden Parteivorsitzenden begrüßt. 

Nun möchte ich in Abweichung vom altspanischen Hofzeremoniell an 
dieser Stelle den Herrn Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts 
Dr. Gebhard Müller begrüßen, (Beifall.) und zwar an dieser Stelle des­
halb, weil hier bei den Ländern die schönsten Erinnerungen seines Lebens 
liegen. Und wenn ich schon dabei bin, nenne ich gleich den verehrten 
Herrn Generalbundesanwalt Güde. Nicht minder herzlich begrüße ich 
die verehrte Witwe unseres verewigten Herrn stellvertretenden Partei­
vorsitzenden Dr. Ehlers, der bei uns unvergessen ist. (Lebhafter Beifall.) 
Wir freuen uns der Anwesenheit der Herren Mitglieder des Bundeskabi-



netts, des Herrn Vizekanzlers und Bundeswirtschaftsministers Professor 
Erhard — (Langanhaltender Beifall.) Herr Vizekanzler, wir olle beglück­
wünschen Sie freudig zu Ihrer Genesung - ferner der Herren Bundes­
minister Dr. Heinrich von Brentano, Dr. Gerhard Schröder, Franz Etzel, 
Franz Josef Strauss, Paul Lücke, Ernst Lemmer, Dr. Franz Josef V^uerme-
ling und Richard Stücklen. 

(Alle Bundesminister werden mit starkem Beifall begrüßt.) 
Freund Blank habe ich schon begrüßt. 

Neu im Kabinett begrüßen wir heute Herrn Bundesminister Dr. Wilhelm!. 
(Lebhafter Beifall.) 

Zu uns sind ferner die Herren Landtagspräsidenten der deutschen Länder, 
soweit sie der CDU angehören, gekommen: von Heydebreck aus Schles­
wig-Holstein, Johnen aus Nordrhein-Westfalen, van Voixem aus Rhein­
land-Pfalz, Dawo von der Saar und Dr. Neinhaus aus Baden-Württem­
berg. (Lebhafter Beifall.) Ihnen, wie auch allen Londesministern und den 
Berliner Senatoren, die uns durch ihre Anwesenheit Ehre erweisen, dan­
ken wir hierfür freundlichst. 
Die Damen und Herren Bundestagsabgeordneten sind erfreulich zahl­
reich vertreten, an deren Spitze unser Parteifreund Dr. Heinrich Krone, 
(Beifall.) Dr. Krone, von Beruf guter Geist in manchen Schwierigkeiten. 
(Lebhafter Beifall.) 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich unsere Freunde aus der CSU, 
an ihrer Spitze unseren Freund Franz Josef Strauss. (Lebhafter Beifall.) 
ihre Anwesenheit bei unserem Parteitag ist wieder ein Anlaß, dafür zu 
danken, daß sie so treu mit uns zusammenstehen. 

Hohe Gäste aus dem In- und Ausland beehren uns mit ihrem Besuch. Es 
sind dies — und ich gebe sie besonders gerne bekannt: 
Herr Staatsminister Theo Lefevre als Präsident der Internationalen Union 
Christlicher Demokraten Nouvelles Equipes Internationales (NEl) und als 
Präsident der Christlichen Volkspartei Belgiens (Lebhafter Beifall.) weiter 
den Generalsekretär dieser Partei, Herrn L. Tindemanns. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Aus Frankreich Herr Senator A. Boher, Präsident der Christlich Demo­
kratischen Fraktion des Europäischen Parlaments und als Vertreter des 
Mouvement Republicain Populair« Frankreichs (Lebhafter Beifall.) 
Für die Katholische Volkspartei Hollands Herr Generalsekretär van der 
Sluis, dann Herr Dr. Hahn von der Antirevolutionären Partei Hollands 
und für die Christlich Historische Union Hollands Herr Professor von 
Niftrik. (Beifall.) 
Für die Konservative Partei Großbritanniens Frau Evelyn Emmet, Vorsit­
zende des Uberseebüros und Herr Ridsdale, Stellvertretender Vorsitzen­
der dieses Büros. (Lebhafter Beifall.) 

Für die Högerpartei Schwedens, Herr Abgeordneter Leif Cassel, Stell­
vertretender Vorsitzender dieser Partei und Herr Chefredakteur Bengt 
Lundgren. (Beifall.) 

Für die Konservative Volkspartei Dänemarks Herr Knud Thestrup, Vize­
präsident der Fraktion im Volketing, Herr Jörgen Hatting. (Lebhafter 
Beifall.) 
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Bundeskanzler Dr. Adenauer und Parteitagsprösidenl Bürgermeiifer 

Dr. Franz Gurk, MdL (Landesvorsitzender Baden-Nord). 



Für die Konservativ Christlichsoziale Volkspartei Schweiz Herr National­
rat Dr. Ettore Tenchio, Präsident dieser Partei, und Herr Rosenberg, Ge­
neralsekretär. (Lebhafter Beifall.) 

Für die österreichische Volkspartei Herr Nationalrat Dr. V/ithalm, Ge­
neralsekretär, und Herr Kommerzialrat Rudolf Moser. (Lebhafter Beifall.) 
Für die Christlich Demokratische Union Zentraleuropas Herr Konrad 
Sieniewiecz, Generalsekretär, und Herr Chefredakteur Bunza. (Lebhafter 
Beifall.) 
Ich darf noch Herrn Staatsminister Lefevre besonders beglückwünschen 
dafür, daß er jetzt eben neu zum Präsidenten der Nouvelles Equipes Inter­
nationales gewählt worden ist. (Lebhafter Beifall.) 
Sie sehen, meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, es sind zu 
einem wesentlichen Teil gute Bekannte, und es erweist sich, wie sehr die 
Grundhaltung einer christlich-demokratischen Politik schon europäische 
und Weltmeinung geworden ist. 

Von den supranationalen Behörden sind zu uns gekommen: 
Der Präsident des Europäischen Parlaments, Professor Furier, (Lebhafter 
Beifall.) über dessen erst vor wenigen Wochen erfolgte Wahl wir uns 
besonders freuen. 

Der Präsident der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, Professor Hallstein, (Lebhafter Beifall.) und 
das Mitglied der Hohen Behörde der Montanunion Herr Dr. Hellwig. 
(Lebhafter Beifall.) 
Ihnen gilt unser Dank und Gruß. 

Daß die Vertreter der Kirchen an unserer Arbeit Interesse nehmen und 
uns besuchen, freut uns besonders. Ich begrüße die Herren 
Bischof D. Kunst als Vertreter der Evangelischen Kirche, (Lebhafter Bei­
fall.) 

Prälat Dr. Wissing für die Katholische Kirche, (Lebhafter Beifall.) 
Generalsekretär Dr. van Dam als Vertreter des Zentralrats der Juden in 
Deutschland. (Lebhafter Beifall.) 

Wie immer, meine lieben Freunde, ist das Diplomatische und das Kon­
sularische Corps zahlreich bei uns versammelt. Die Nähe zum Volk und 
die Verbindung mit all den Kreisen, die wir auch unseren diplomatischen 
Vertretern in aller Herren Ländern wünschen, kommt in der Anwesenheit 
der Damen und Herren zum Ausdruck. 

Wir freuen uns der Anwesenheit zahlreicher Vertreter kulturellen, poli­
tischen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens: 

Herr Richter vom Deutschen Gewerkschaftsbund, (Lebhafter Beifall.) Herr 
Winkelheide von der Christlichen Gewerkschaft Deutschlands, (Lebhafter 
Beifall.) Herr Schneider von der Deutschen Angestelltengewerkschaft 
(Lebhafter Beifall.) und Herr Krause vom Deutschen Beamtenbund (Leb­
hafter Beifall.) 

Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film sind wir für die Aufmerksamkeit 
zu Dank verbunden, die sie unserer Tagung widmen. (Lebhafter Beifall.) 
Der Oberbürgermeister der gastgebenden Stadt, Herr Günther Klotz, 
gibt uns die Ehre seiner Anwesenheit. (Lebhafter Beifall.) Dadurch wird 



bestätigt, daß die Gastliclikeit des Jahres 1951 in womöglich noch stärke­
rem Maße wiederholt werden wird. 

In den Dank für die erwiesene Gastlichkeit schließe ich die Badische 
Staatskapelle unter Leitung des Herrn Staatskapellmeisters Walter Born 
ein. (Lebhafter Beifall.) 

Schließlich darf ich namens des Präsidiums dieser Tagung alle stimm­
berechtigten und nicht stimmberechtigten Delegierten und Gäste, Damen 
und Herren, willkommen heißen und erfolgreichen Verlauf der Beratun­
gen wünschen. 

Diese Stadt ist Sitz der obersten Gerichte des Bundes und Domizil einer 
starken industriellen Entwicklung. Hier werden im nahegelegenen Atom­
reaktor und in der Technischen Hochschule Spitzenleistungen der tech­
nisch-naturwissenschaftlichen Behauptung der Bundesrepublik erarbeitet. 
Ein großzügiger und zeitoufgeschlossener Geist möge in Wechselwir­
kung von uns auf die Stadt und von der Stadt auf uns zukommen. 

Ehe wir an die Arbeit gehen, meine lieben Freunde, wollen wir in Dank­
barkeit der Toten gedenken, 

(Alle Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.) 

derer sowohl, die in den vorderen Reihen standen, als auch der vielen 
Unbekannten in Stadt und Land, die durch ihre Treue das Wirken der 
Führung mittrugen. Stellvertretend für alle nenne ich unsere Freunde Josef 
Gockeln, Egon Reinert und Hermann Lindroth. In dieses Gedenken schlie­
ßen wir auch die Opfer der neuen furchtbaren Erdbebenkatastrophe in 
Persien mit ein. 

Sie haben sich, verehrte Damen und Herren, zu Ehren der Dahingeschie­
denen von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen und bitte mit Ihnen 
Gott um Frieden für die Toten. 

Für das Land Baden-Württemberg als Gastland wird Herr Ministerpräsi­
dent Kurt-Georg Kiesinger sprechen. Bei den Landtagswahlen 1956 hat 
die CDU im ganzen Lande Baden-Württemberg 42,6 Prozent der abge­
gebenen Stimmen, in Nord-Baden allein 41,9 Prozent als jeweils stärkste 
Partei erhalten. Wir hoffen, daß dieser Stimmenanteil sich bei den kom­
menden Landtagswahlen am 15. Mai mehren wird. Abgesehen von der 
Landespolitik geht es ja auch darum, daß das Land im Bundesrat eine 
Stütze für die Politik der Bundesregierung sein muß. 

Den Rednern unseres Parteitages darf ich jetzt schon den Dank der Ver­
sammlung zollen. Unser sehr verehrter Herr Bundeskanzler und unser 
Freund, Bundesaußenminister von Brentano, werden heute vormittag 
über wichtige politische Themen zu uns sprechen. Wir werden aus be­
rufenstem Munde ein Gegenwerts- und Zukunftsbild der politischen Ent­
wicklung erhalten. Heute nachmittag wird unser Parteifreund, Minister­
präsident Meyers, durch seinen Vortrag vorstoßen in die Wechselwirkung 
zwischen der technisch-naturwissenschaftlichen Entwicklung und den ge­
sundheitlichen Lebensverhältnissen der Neuzeit. Ebenso wird für den 
Bundesvorstand unser Freund Kai Uwe von Hassel den sicher ergiebigen 
Jahresbericht erstatten. Morgen vormittag und am Freitag werden un­
sere Freunde Dr. Heinrich Krone, Professor Erhard und Theodor Blank lo 



und Bundestagspräsident Dr. Eugen Gerstenmaier das Kerngebiet der 
Thematik dieses Parteitages ansprechen. 

Wir werden zu der zentralen Frage des Menschen in der Neuzeit und 
in der auf uns zueilenden Zukunft kommen. Um den Menschen und seine 
Stellung in der Geschichte und im Leben geht ja das weltweite Ringen 
unserer Tage. Wer anders, meine Freunde, als die Christlich Demokrati­
sche Union wäre berufen, den Weg der Menschheit aus den Irrtümern des 
19. Jahrhunderts heraus zu neuen Ufern zu bezeichnen? Die Verstrickung 
des selbstherrlichen und blind fortschrittsgläubigen Menschen einerseits 
in eine schrankenlose nihilistische Selbstsucht und andererseits in eine 
totale neuaufgelegte Sklaverei gegenüber Funktionären des totalen Staa­
tes, die wir geschichtlich überwunden glaubten, bedarf der Befreiung 
durch neue, kühn formulierte Ziele. Die Fundamente der Befreiung liegen 
in der bejahenden Besinnung auf die christlichen Wahrheiten. In dieser 
Sicht den Standort der Wirtschaft zu zeigen ist ebenso notwendig wie 
die Auseinandersetzung mit der Verantwortung, mit unserer Verantwor­
tung für die Vertriebenen und Flüchtlinge, über die unser Parteifreund 
Bundestagsabgeordneter Krüger sprechen wird. 

Es fand in diesen Tagen in Stuttgart eine Großkundgebung der CDU 
statt, die für uns beachtenswert ist, weil zehn Redner des Kabinetts und 
der Partei gesprochen haben. Dies schien ja geradezu angelegt zu einem 
Mißerfolg, aber das Wagnis gelang, weil alle Redner sich an die Anord­
nungen über die knappe Redezeit und das Thema hielten. Sie handelten 
nach vorhergehender Aussprache und Einigung gemeinsam im Dienste 
einer gemeinsamen Aufgabe. Der Beispielswert dieser Aktion, die Ver­
pflichtung zur Einheit des Handelns gilt nicht nur für Redner sondern für 
unser gesamtes Wirken in der Partei und im öffentlichen Leben. 

Nehmen Sie es mir bitte ab, daß ich diese Wahrheit und diese Forderung 
ausspreche. Exoriatur vita novo - neues Leben erblOhel Die Gegenwart 
mag fast aussichtslos erscheinen, unser Parteitag aber soll von unserer 
Hoffnung künden, durch Gottes Hilfe und der Menschen Tatkraft dem 
technischen, dem Atomzeitalter geistigen Inhalt, mit anderen Worten das 
führende Ideal zu schenken. So bekennen wir vor aller Welt: Wir aber 
wählen und wirken die Freiheit, die Freiheit in Verantwortung. (Beifall.) 
Nun schenkt uns die Ehre seines Wortes Herr 

Kurt-Georg Kiesinger, 
Ministerpräs'.dent des Landes Baden-Württemberg: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Herr Präsident des Bundespartei-
tagsl Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich habe die hohe 
Ehre, Sie als Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg bei uns 
herzlich willkommen zu heißen. 

Ich begrüße die ausländischen Gäste, die uns die Ehre ihres Besuches 
schenken, die deutschen Delegierten und Teilnehmer dieses Parteitages, 
an der Spitze Sie, hochverehrter Herr Bundeskanzler, der Sie wieder ein­
mal in beneidenswerter Frische und Rüstigkeit hier erschienen sind. (Star­
ker Beifall.) Wie groß die Gnade ist, die Ihnen in dieser Rüstigkeit ge­
schenkt ist, zeigt ein Blick in die Rednerliste des 2. Bundesparteitags der 

11 Christlich Demokratischen Union, der hier in Karlsruhe stattgefunden hat. 



Wie viele von ihnen hat der Tod inzwischen, oft allzufrühe, abgerufen. 
Der Herr Präsident des Bundesparteitags hat Sie, hochverehrte Frau 
Ehlers, schon begrüßt. Aber ich sehe in der Reihe hinter Ihnen noch Sie, 
hochverehrte Frau Arnold, und Sie, hochverehrte Frau Lenz, sitzen. Ich 
möchte auch Sie beide heute in unserer Mitte herzlich willkommen hei­
ßen. (Starker Beifall.) 

Der Tod, sagte ich, habe allzu viele von jenen Mitorbeitern der Christlich 
Demokratischen Union, die wir schätzten, verehrten und liebten, ab­
gerufen. Aber die Christlich Demokratische Union selbst lebt in Gesund­
heit und Kraft, und zwar dank auch Ihres Einsatzes. Ich freue mich, Sie 
gerade hier in meinem Lande willkommen heißen zu können, das einmal 
das Herz und Kernland des alten Reiches war und in dem in Stadt und 
Land eine alte kraftvolle freiheitliche Tradition lebt. 

Ich freue mich, daß Sie nach Karlsruhe gekommen sind — der alten Resi­
denz des früheren Landes Baden, die da steht, wo sich die alten Stämme 
dieses Raumes, der alemannisch-schwäbische Stamm im Süden, der pfäl­
zisch-fränkische Stamm im Norden, berühren. Karlsruhe ist zwar nicht 
mehr Residenzstadt; aber es ist inzwischen Sitz unserer höchsten Ge­
richte und so die „Residenz des Rechts" geworden. Es ist eine Stadt, die 
mit jugendlicher Kraft aufblüht zu einem wirtschaftlichen und kulturellen 
Zentrum voller Leben und Eigenart. Auch an der Geschichte dieser Stadt 
im letzten Jahrzehnt läßt sich ablesen, welch glückliche Entwicklung die 
Bundesrepublik unter der verantwortlichen Führung der Christlich Demo­
kratischen Union genommen hat. 

Nach diesem Grußwort des Ministerpräsidenten lassen Sie mich nun -
es läßt sich ja nicht verheimlichen, daß ich ein CDU-Mann bin - auch ein 
Wort des Parteifreundes sagen. Die CDU war hier in diesem Lande von 
Beginn an die führende politische Kraft, und wenn nicht alles täuscht, ge­
denkt sie dies auch in Zukunft zu bleiben. Auf dem letzten Parteitag, der 
in unserem Lande stattgefunden hat, in Stuttgart, den die Weisheit der 
Organisatoren auf wenige Wochen nach den Landtagswahlen damals 
angesetzt hatte, vermochte mein Vorgänger Dr. Gebhard Müller nur als 
geschäftsführender Ministerpräsident zu erscheinen. Ich bin heute in 
einer anderen Lage. Damals lagen die Wahlen hinter uns. Heute stehen 
sie uns am 15. Mai bevor. Sie wissen, daß wir hier im Lande die ver­
gangenen Jahre hindurch eine Allparteienkoalition hatten. Deswegen 
werde ich jetzt keineswegs versuchen, landespolitische Streitfragen an 
den Haaren herbeizuzerren. Wir stehen mitten im Wahlkampf schon, in 
dem wir uns und dem Volke ohne Gift und Galle zwar, aber unge­
schminkt die Meinung sagen. 

Gerade in einem solchen Augenblick ist es nützlich, ja faszinierend, auf 
die Wegstrecke zurückzublicken, die die Christlich Demokratische Union 
zurückgelegt hat. Ich habe mit Fleiß in dem Bericht geblättert, den die 
Christlich Demokratische Union über den Parteitag von Karlsruhe im 
Jahre 1951 herausgegeben hat. Man spürt aus den Referaten von damals, 
wie doch, als unser innen- und außenpolitisches Aufbauwerk erst am An­
fang stand, olle Redner die Wucht des Angriffes fühlten, der damals von 
allen Seiten gegen uns geführt wurde. Noch ließen sich die überwältigen­
den Siege der Jahre 1953 und 1957 nicht vorausahnen und es gab in 12 



jenen Jahren, da wir den Kampf oh genug gegen die öffentliche Mei­
nung führen mußten - das ist nicht allen bekannt, daß es so war - , man­
che Kleinmütige, die davor warnten, diese Politik, insbesondere diese 
Außenpolitik weiterzuführen; denn sie sagten, was nützt uns, wenn wir 
eine richtige Politik machen, aber darüber die Wahlen verlieren. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, die Christlich Demokratische 
Union darf auf nichts so stolz sein, als darauf, daß sie der Versuchung, 
nur nach den Wählern zu schielen, nicht nachgegeben hat, und daß sie 
in jenen schweren Jahren den Weg gegangen ist, den unser unvergeß­
licher Hermann Ehlers einmal vorgezeichnet hat: Man müsse einen Weg 
gehen, nicht um einer Partei willen, sondern um des Wohles des deut­
schen Volkes willen. (Beifall.) 

Auch heute werden wir gut daran tun, uns dieses Wortes zu erinnern. 
Wenn wir diesem Gesetz treu bleiben, nach dem wir angetreten sind, 
wenn wir ebenso unverdrossen und unermüdlich unseren großen, alten 
Grundsätzen nachfolgen, dann bin ich davon überzeugt, daß das Ver­
trauen, das uns das deutsche Volk in der Bundesrepublik geschenkt hat, 
auch in Zukunft geschenkt werden wird, zum Wohle unseres Volkes. 
(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk 

dankt Ministerpräsident Kiesinger und erteilt das Wort 

Oberbürgermeister Dr. Klotz: 

Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! Herr Präsident des Deutschen Bun­
destages! Meine Herren Ministerpräsidenten! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Ich wollte hier ein Referat halten über die Finanznot 
der deutschen Gemeinden. (Heiterkeit.) Ich halte es aber nicht nur des­
halb nicht, weil ich gestern in dem Herrn Etzel einen so liebenswürdigen 
und hilfsbereiten Menschen kennengelernt habe, (Heiterkeit.) sondern 
weil man mir bedeutet hat, ich solle mich hier auf ein bis zwei Minuten 
bei der Begrüßung beschränken. Da aber nun einmal die Oberbürger­
meister zu den einsichtsvollsten Menschen gehören, (Heiterkeit.) will ich 
dieser Weisung auch Folge leisten. Die Bedeutung unserer Stadt wurde 
von Ihrem Tagungspräsidenten Dr. Gurk und vom Herrn Ministerpräsi­
denten Kiesinger eben schon herausgestellt. Mir bleibt also nur noch 
übrig, Sie namens der Stadt, des Gemeinderates und der ganzen Be­
völkerung dieser Stadt auf das herzlichste zu begrüßen. 

Ihnen zu danken, daß Sie uns dieses Vertrauen, den Parteitag der CDU 
hier abzuhalten, wiederum geschenkt haben, ist mir eine angenehme 
Pflicht. Wir wissen um die große Bedeutung Ihres Parteitages gerade in 
diesen weltpolitisch so bewegten Zeiten. Und nun lassen Sie mich die 
Wünsche der Stadt Karlsruhe zusammenfassen in dem Zuruf: Glückauf 
für Ihre Arbeit! (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk: 

Diese Glückwünsche des Herrn Oberbürgermeisters nehmen wir gern 
entgegen. Sie sind wohl auch die Glückwünsche unserer Stadt, Nun 
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Bundesminister Frenz Josef Stmuss: 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! Herr Parteitagspräsident! Meine Da­
men und Herren! Liebe Parteifreunde! Es ist für mich eine ehrenvolle 
Gelegenheit und eine Freude, hier ein Wort des Grußes als alter Freund 
und Mitarbeiter sprechen zu dürfen. Ich darf aber sogen: Leider, denn 
der erste Landesvorsitzende der CSU ist durch seine schwere und immer 
noch nicht übersehbare Krankheit daran verhindert, es selbst zu tun. 
Es ist nicht das Grußwort eines Gastes und Freundes allein, das ich hier 
spreche, es ist auch das Grußwort eines Mitarbeiters und Mitkämpfers, 
der dem gemeinsamen Werke und der gemeinsamen Aufgabe zusammen 
mit seinen Freunden zutiefst verbunden ist. Es sind nicht die wichtigen 
oder sensationellen Entscheidungen, die diesem Parteitag eine Bedeu­
tung geben sollen, sondern es ist der Ausdruck der Einigkeit und der Ge­
schlossenheit, der Ausdruck der Besinnung und der Zuversicht, der Aus­
druck des Verantwortungsbewußtseins und der Initiative, der diesen 
Parteitag auszeichnen soll. Wir brauchen keine neue Politik oder neue 
Lösungen, von denen immer oft mehr geistreichelnd als geistvoll die Rede 
ist, sondern wir brauchen die Kraft, die Beharrlichkeit, den Schwung und 
die Initiative, unsere alte so erfolgreiche Politik mit immer neuer und 
beharrlicher Zähigkeit auch weiterhin erfolgreich zu vertreten. 

Ein Grußwort ist nicht der rechte Anlaß, um einen zusammenhängenden 
Gedanken zu entwickeln, aber man muß manchmal doch uns selber und 
anderen ins Gedächtnis zurückrufen - gerade denen, die heute glauben, 
sie könnten sieghaft die Jugend gegen zähes Alter setzen, und zwar in 
Verkennung der wirklichen Gegebenheiten, Voraussetzungen und Tat­
sachen - , daß es die Christlich Demokratische Union und die Christlich 
Soziale Union gewesen sind, die seit den Tagen der Währungsreform 
die materiellen Grundlagen für das Zusammenleben der Menschen durch 
ihre Politik der Marktwirtschaft überhaupt erst wieder geschaffen und 
sichergestellt haben. 

Ich möchte auch nicht versäumen, ins Gedächtnis zurückzurufen, daß es 
unsere gemeinsame Politik unter Führung des Bundeskanzlers gewesen 
ist, die noch dem Zusammenbruch aller materiellen und scheinbar auch 
moralischen Werte in einem langen, zähen, beharrlichen und zum Schluß, 
doch erfolgreichen Ringen vor unserem Volk den Grundsatz wieder 
glaubhaft gemacht hat, daß nur derjenige, der Pflichten, Lasten und 
Opfer auf sich nimmt, den Willen zur Selbstbehauptung zum Ausdruck 
bringt und damit den Anspruch erwirbt, im internationalen Leben auch 
die Leistung und die Hilfe anderer, auf die wir heute so sehr angewiesen 
sind,sich zu sichern und für die Dauer zu erwerben. (Beifall.) Es geht eben 
nicht ohne die Bereitschaft, selbst Opfer, Aufgaben und Risiken zu über­
nehmen, denn die Lösung nationaler Probleme, auf die wir angewiesen 
sind, wird nur demjenigen zuteil, der selbst einen Beitrag aus eigener 
Kraft mit eigener Bereitschaft zu den gesamten Aufgaben auch seiner­
seits leistet. (Beifall.) 

Ich möchte ein Drittes dazu sagen: Wir haben durch alle die Zeiten 
hindurch, durch manche Anfeindungen, Spötteleien, neue Pläne hinweg 
eines bis heute durchgehalten, das jetzt auf einmal wieder neue Anhän- 14 



ger gewinnt, nämlich den Gedanken, daß jedem Volk in der Welt, auch 
dem deutschen Volke, das Selbstbestimmungsrecht zusteht. (Beifall.) Und 
das Wort des Selbstbestimmungsrechts kann nicht getrennt werden von 
dem Begriff Freiheit für ganz Deutschland. (Beifall.) 

Ich hoffe, daß die Zeiten, wo die Forderung der freien Wahlen als alte 
Ladenhüter oder als Hindernis auf dem Wege zur Wiedervereinigung, 
als eine verstaubte und überstandene Angelegenheit bezeichnet worden 
ist, ja wo die Forderung der freien Wahlen geradezu als bewußte Sabo­
tage oder als bewußter Widerstand gegen die Lösungen der Vernunft 
bezeichnet worden ist, nunmehr definitiv der Vergangenheit angehören. 
(Beifall.) Wenn wir diese Forderungen aufgeben sollten - wie sie im 
einzelnen vertreten werden können und durchzuführen sind, ist eine 
Frage — aber wenn wir diese Forderungen aufgeben, geben wir uns 
selbst auf, und es wird bei uns dasselbe eintreten, was wir heute als 
Tragödie jenseits dieser künstlichen und unnatürlichen Grenze zu aller­
tiefst betrauern und bedauern. Wir haben in Zusammenfassung dessen 
eines gemeinsam getan, wir haben - und das war die einzige neue Idee, 
die in die deutsche Politik seit vielen Jahrzehnten eingeführt worden ist, 
und sie ist nicht von allen gemeinsam eingeführt worden, sondern von 
uns im schweren Widerstand durchgesetzt worden - wir haben die 
deutsche Politik zu einer Funktion der europäischen Politik und zu einem 
Bestandteil der atlantischen Politik gemacht. (Beifall.) 

Heute geht es darum - w e n n ich mit diesem Gedanken schließen d a r f -
unser Haus wetterfest und sturmsicher zu machen. Denn die Zeiten, die 
vor uns stehen, sehen nicht danach aus, als ob wir einer ruhigen, unbe­
wegten und von keinerlei Spannungen getrübten Periode entgegengehen, 
weder in der Innenpolitik noch in der Außenpolitik. Schon erheben sich 
wieder da und dort auch im Innern die alten unheilvollen Stimmen, es 
müßte einmal jetzt etwas anders werden. Wir sagen es nicht, um Man­
date oder Sitze zu erhalten, sondern wir sagen es aus bitterer Erfahrung 
heraus, daß dieser verhängnisvolle Spruch: „Es muß anders werden, weil 
es so nicht mehr weitergehen kann", mit dem sich so verschiedene Vor­
stellungen und Wünsche verbinden, hoffentlich durch die Vernunft des 
deutschen Volkes und als Ergebnis der politischen Arbeit, die wir leisten, 
auch endgültig überwunden ist und der Vergangenheit angehören kann. 
(Beifall.) 

Man hat in den letzten Tagen in einer Reihe von Zeitungsorganen -
nicht im Zusammenhang mit CDU und CSU, aber im Zusammenhang mit 
anderen christlich demokratischen Parteien — gelesen von der Frage, ob 
die Parteien der Mitte nach einem politischen Naturgesetz der Abnut­
zung unterliegen, den zentrifugalen Kräften von innen und dem Druck, 
dem sie von beiden Seiten her von außen ausgesetzt sind. Es ist hier 
nicht Zeit und Ort, über Parallelen in anderen Ländern zu sprechen, aber 
wir haben wohl Grund, auf das Vergangene mit Befriedigung zurück­
zublicken. Wir haben ober keinen Grund auf dem Erreichten stehen zu 
bleiben oder uns der Täuschung hinzugeben, daß wir hier halt machen 
könnten. Es sind Kräfte am Werk, die uns dazu bringen wollen, die 
politische Führung und Verantwortung aus der Hand zu geben. Es sind 
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keiten, konfessionelle Gegensätze, wirtschaftlich-soziale Differenzen 
oder persönliche Gegensätze. 

Meine lieben Freunde von der CDU! Wir sind, wie ich eingangs sagte, 
zutiefst dieser gemeinsamen Aufgabe verbunden, und wir sind, wie es in 
den letzten 10 Jahren der Fall war, bereit und entschlossen, gemeinsam 
dafür zu sorgen, daß die Geschlossenheit unserer Politik erhalten bleibt. 
Wir sind bereit und entschlossen, unseren bescheidenen Teil dazu bei­
zutragen, daß unter dem Zeichen dieser Politik auch in Zukunft die Ver­
antwortung von den christlich-demokratischen und christlich-sozialen 
Kräften in der Bundesrepublik getragen wird. Wir wissen, daß manche 
Arbeit noch zu leisten ist. Wir wissen, daß die Fundamente unseres 
Daseins noch zu sichern sind. Wir wissen es in mancherlei Hinsicht. Wir 
müssen uns insbesondere der Folgen erwehren, die eine rein materia­
listische Denkweise heute über unsere Politik allmählich wieder herauf­
zuführen sich anschickt. Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß der 
materielle Fortschritt, den wir erreicht haben, nichts anderes ist, als ein 
Ausfluß der Sicherung der Fundamente unseres Daseins. Wenn wir nicht 
bereit sind, für die Sicherung der Fundamente unseres Daseins die 
nötigen Opfer zu bringen, dann wird der Kampf ums goldene Kalb 
sehr bald zu einem sehr unnatürlichen und einem sehr unangenehmen 
Ende führen. Wir brauchen eine einheitliche Politik in der Christlich De­
mokratischen und Christlich Sozialen Union zwischen Bund und den Län­
dern. Es gibt keine Unionsbundespolitik im Gegensatz zu einer Unions­
landespolitik. Es gibt eine gemeinsame Politik. (Beifall.) 

Wir brauchen Wahrheit und Klarheit in unserer Politik. Unsere Politik ist 
auf den Tatsachen aufgebaut. Aber wir müssen die Linien unserer Politik 
gerade angesichts dessen, was sich an Stürmen gegen uns erhebt, drau­
ßen wieder deutlicher und sichtbarer machen, als es in der Wirrnis der 
Geister und im Hin und Her der Argumente manchmal der Fell zu sein 
scheint. Und deshalb brauchen wir auch - lassen sie mich als alten Partei­
generalsekretär der CSU mit dieser gemeinsamen Frage schließen -
eine noch stärkere Organisation, als wir sie, Sie bei Ihnen und wir bei 
uns, haben. Denn wir haben gerade in Bayern bei den Gemeindewahlen 
die Erfahrung gemacht, daß wir nicht so sehr unter politischen Schwierig­
keiten leiden, sondern daß wir gegenüber den anderen Parteien ins­
besondere der Sozialdemokratischen Partei mit ihrem straff gegliederten 
Funktionärskorps in unseren organisatorischen Forderungen nun einmal 
gewisse Schwächen und Nachteile aufzuweisen haben, die man leider 
allein durch eine richtige Politik nicht unter allen Umständen und zu allen 
Zeiten wettmachen kann. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld, mit der Sie mich angehört haben, und 
ich wünsche Ihnen für Ihren Parteitag einen guten Erfolg. Nochmals 
darf ich die Versicherung abgeben, daß wir mit Ihnen zusammen um 
das gemeinsame Ziel ringen und für den gemeinsamen Erfolg arbeiten 
werden. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Franz Gurk dankt Bundesminister Strauß: Wir werden nun 
die Ehre haben, einige ausländische Ehrengäste zu kurzen Ausführungen 
zu hören. 16 



IJr. Acl'Minutr dankt Professor Erhard für die Au. luh! uiinen seines Vorlroges. 

Meinungsaustausch am Vorsfandstisch: Dr. Adenauer im Gespräch mit dem 
Fraktionsvorsitzenden der CDU'CSU im Bundestag, Dr. Krone, und dem Bundes­
innenminister Dr. Schröder. 



Kanzler und Bundestagspräsidenl. 



Zunächst hat das Wort : 

Staatsminister Theo Lefevre, 
Präsident der Internationalen Union Christlicher Demokraten, 
Nouvelles Equipes Internationales (NEI) und Präsident der 

Christlichen Volksparlei Belgiens: 

Lieber Herr Bundeskanzler! Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
ist für mich eine große Ehre und eine ganz besondere Freude, diesen Kon­
greß, den ich zu der gelungenen Organisation beglückwünsche, begrüßen 
zu dürfen. Ich tue dies in zweifacher Eigenschaft: Erstens einmal im 
Namen meiner Partei und aller Christlichen Demokraten meines Landes 
als Nationalpräsident der Christlichen Volkspartei Belgiens, die durch 
die Bande der Freundschaft und der Zusammenarbeit mit der CDU ver­
knüpft ist. (Beifall.) Zweitens als erwählter Präsident der NEI im Namen 
eben dieser Internationalen Llnion der Christlichen Demokraten. 

Ich freue mich, gerade vor der CDU sprechen zu können, die durch 
ihre Leistungen das glänzende Beispiel dessen gegeben hat, wozu eine 
Politik, die ihre Wurzeln in der christlichen, demokratischen Lehre und 
ihre Grundlagen in einem christlich demokratischen Programm hat, im­
stande ist. Nicht in der Theorie hat sie das gezeigt, sondern gleichsam 
wie der griechische Weise, der beweist, daß es Bewegung gibt, einfach 
dadurch, indem er ging. Es hat mich besonders hoffnungsvoll berührt 
und ich sehe es als ein günstiges Zeichen an, daß die CDU sich auf 
ihrem Kongreß die christlich demokratische Gesellschaftsordnung zum 
Thema gestellt hat. Die Aktion darf uns nie so sehr in Anspruch nehmen, 
daß wir darüber vergessen, uns auf die Grundlagen unserer Politik und 
unserer Doktrin zu besinnen. Diese Doktrin ist in der Tat die erste Vor­
aussetzung des Erfolges der christlichen Demokratie, denn sie ist eine 
Doktrin unserer Zeit und nicht, wie die sozialistische, ein Relikt des 
19. Jahrhunderts. Unsere Doktrin ist nicht dogmatisch, sondern prag­
matisch und daher anpassungsfähig, was in der modernen Zeit mit 
ihrem schnellen und wechselnden Leben und Denken die größte Bedeu­
tung hat. Sie ist demokratisch und christlich sozial und kommt also den 
tiefen Aspirationen der heutigen Menschheit entgegen. Sie betont vor 
allem den Wert der persönlichen Freiheit und Selbstbestimmung und ist 
daher das festeste Bollwerk gegen den diktoralen und infiltrierenden 
Kommunismus. 

Der Bundeskanzler hat am 31. März in Tokio sehr richtig festgestellt, daß 
der Kommunismus auch mit geistigen Waffen bekämpft werden muß, 
daß wir durch unsere Untersuchungen, unsere Forschungen, unsere Fest­
stellungen überzeugend den Nachweis erbringen sollen, daß die kom­
munistische Ideologie innerlich falsch ist, daß sie unter keinen Umständen 
weder den einzelnen Menschen, noch die Völker zu Freiheit und zu 
einem menschenwürdigen Leben führen kann. Und wenn gerade Konrad 
Adenauer unaufhörlich so verleumderisch von der kommunistischen Pro­
paganda angegriffen wird, geschieht das eben deshalb, weil die Gegner 
ihn erkennen als die Verpersönlichung jener christlichen Demokratie, 
von der Sie wissen, daß sie im Bereich der Ideen, die mächtiger sind als 
jede Kraft und jede Gewalt, ihren Weltherrschaftsplänen erfolgreich ent-
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Die christliche Demokratie steht am Anfang ihrer großen Laufbahn. 
Eben deswegen haben wir alle zusammen die Verpflichtung, sie aus­
zubauen. Wir müssen dazu kommen, ein gemeinschaftliches Programm 
aufzustellen in der Perspektive der direkten Wahlen zum Europäischen 
Parlament, die für 1963 vorauszusehen sind und aus denen die christ­
liche Demokratie, davon bin ich fest überzeugt, als stärkste Formation 
hervortreten wird. Die Arbeit, welche Sie hier leisten, wird dazu bei­
tragen, und das wünsche ich Ihnen von ganzem Herzen. Diese Wünsche 
gelten über diesen Kongreß hinaus der CDU selbst, ihrer Wirkung zum 
Wohle Deutschlands, Europas und der ganzen Welt, und Ihrer Zukunft, 
die, wie Ihre Vergangenheit gewesen ist und die Gegenwart ist, groß 
und erfolgreich sein möge. Die prächtige Gruppe von Persönlichkeiten, 
von der sogar die Gegner erkennen, daß keine andere Partei eine solche 
hat, wie auch der Enthusiasmus und die Einsatzbereitschaft Ihrer vielen 
Tausenden Mitglieder, sind die Garanten für diese Zukunff. (Lebhafter 
Beifall.) 

Präsident Dr. Frenz Gurk dankt und erteilt das Wort : 

Senator Ä. Poher 
Präsident der Christlich Demokratischen FrcakSion des Europäischen 
Parlaments und Vertreter des Mouvement Eiepublicain Populaire 

Frankreichs: 

Herr Bundeskanzler! Meine Herren Minister! Meine lieben Freunde von 
der CDU! Ich spreche zum zweiten Mal vor Ihrem Parteitag, nachdem ich 
schon dos erste Mal in Stuttgart die Ehre hatte, einige Begrüßungsworte 
an Sie zu richten. Beim ersten Mal war es mir vergönnt, deutsch zu Ihnen 
zu sprechen, heute aber wollen Sie mich bitte entschuldigen, daß ich 
französisch zu Ihnen sprechen muß, denn ich bin eben erst hier ange­
kommen und hatte noch keine Zeit, etwas Deutsches für Sie vorzube­
reiten. 

Zunächst einmal möchte ich Ihnen den Gruß der Christlich Demokra­
tischen Fraktion des Europaparlaments überbringen, in dem 21 Mitglieder 
des Deutschen Bundestages sitzen, u. a. unser hochverehrter Herr Prä­
sident Furier, den hier zu begrüßen ich die große Freude habe. Meine 
Freunde von der MRP haben mich gebeten, bis der offizielle Vertreter 
hier seinen Gruß entbieten kann, Ihnen den Gruß der MRP zu über­
bringen. 

Meine lieben Freunde! Europa, das sich im Stadium des langsamen 
Werdens befand, ist heute zu einer Wirklichkeit geworden. Schon heute 
läßt sich sicher erkennen, daß diese neue politische Idee das westliche 
Lager der Freiheit gestärkt hat. Wir stellen es immer wieder fest, auf 
unseren Tagungen in Straßburg, ober nicht nur dort, sondern auch im 
täglichen Leben, daß Europa etwa nicht nur entzweit, sondern daß 
es die Menschen, die ganzen Menschen einander näherbringt. Wir glau­
ben und gehen davon aus, daß dieses Europa für alle offen ist, und 
daß es keineswegs geschlossen, abgeschlossen und egoistisch ist. Da ich 
selber Franzose bin, darf ich mit besonderer Freude zum Ausdruck brin­
gen, daß ich erfahren habe, daß unser Staatspräsident, General 
de Gaulle, in Washington zu Journalisten gesagt hat, daß auch er der 
Meinung ist, daß Europa nicht etwa nur eine wirtschaftliche Notwendig- ig 



keit ist, sondern daß Europa auch eine politische Notwendigkeit darstellt. 
(Beifall.) 

Ich glaube, daß gerade jetzt, einige Tage, ehe die Ost-West-Gipfel­
konferenz beginnt, das, was die Christlich Demokratische Fraktion des 
Europaparlaments Ihnen hier zu sagen hat, doch wohl das ist: Dank der 
Entschlossenheit der Europäer, dank der Idee, die wir haben zur Wirk­
lichkeit werden lassen, kann die Jugend nicht nur der sechs Länder, son­
dern auch der anderen Länder, die eines Tages diesem Europa ange­
hören werden, an den endgültigen Sieg der Sache der Freiheit glauben. 
Das wurde erreicht dank der Pionierarbeit, die geleistet worden ist -
insbesondere von Ihnen, Herr Bundeskanzler, von dem verehrten Herrn 
Präsidenten de Gasperi und unserem eigenen Präsidenten Robert Schu-
man. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Franz Gurk: 
Herr Senator Poher, unseren herzlichen Dank. Grüßen Sie die MRP in 
Frankreich zugleich unter Hinweis darauf, daß die Freundschaft der 
beiden Staatsmänner Dr. Adenauer und de Gaulle uns Zeugnis und 
Gewißheit für die Sicherheit der deutsch-französischen Freundschaft sein 
und bleiben wird. (Lebhafter Beifall.) 

Wir haben nunmehr die Ehre zu hören: 

Frau Evelyn Emmet 
Konservative Partei Großbritanniens: 

Ich muß Ihnen, Herr Präsident, zunächst herzlich dafür danken, daß Sie 
uns eingeladen haben, Gäste Ihres Parteitages zu sein. Es hat Herrn und 
Frau Ridsdale sowie mich sehr gefreut und auch einen großen Eindruck 
gemacht, daß wir nur zehn Minuten in Karlsruhe waren und uns schon ein 
alter CDU-Freund begrüßte. Wir waren weiter nur eine halbe Stunde im 
Hotel, als wir von CDU-Freunden willkommen geheißen wurden. 

Ich glaube, daß es sehr wichtig ist, daß unsere zwei Parteien, die Kon­
servative Partei in England und die CDU in Deutschland, sich besser 
kennenlernen. (Beifall.) Sooft wir uns treffen, sooft haben wir Gelegen­
heit, uns besser zu verstehen und Mißverständnisse, die von der Presse 
leider übertrieben werden, zu vermindern und zu lösen. 

Mißverständnisse zwischen Freunden sollten nicht andauern, wenn das 
Ziel dasselbe ist. (Beifall.) Ich bin überzeugt, daß unser Ziel dasselbe ist; 
es ist das gute christliche Leben. (Lebhafter Beifall.) 

Es kann sein, daß zunächst verschiedene Wege zu dem Ziel von uns 
gesucht und gefunden werden, das hindert aber nicht daran, daß wir 
einander helfen und unterstützen. Ich will Ihnen sagen, daß wir in 
unserer Partei in England davon überzeugt sind, daß es absolut nötig 
ist, daß Europa zusammenarbeitet, wenn wir diese schweren Zeiten über­
leben wollen. (Lebhafter Beifall.) Es ist schon gut - Ich sage, daß es 
wirklich ausgezeichnet ist - daß Sie selbst einen guten Anfang gemacht 
haben. (Beifall.) Dabei haben Sie den Weg für die sieben erleichtert. 
Aller Anfang ist gut, auch schwer, aber das genügt nicht, und wir 
müssen weiter und weiter zusammengehen. Es muß ein Weg gefunden 
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Autobahnen, so doß olle westlichen Nationen mit Kanada und Amerika 
zusammen vorwärts laufen können und die Kommunisten können an der 
anderen Seite vorbeigehen. (Lebhafter Beifall.) 

Die Notwendigkeit schafft Freunde, aber dieses werde ich auf Englisch 
sagen, wie es mir der Herr Bundeskanzler gestern abend geraten hat; 
es ist schwierig zu übersetzen: „Friendship is a continues": „Freundschaft 
muß sich immer ständig neu bewähren." (Lebhafter Beifall.) Wenn das 
nicht gut übersetzt ist, so stellen Sie bitte Herrn Dr. von Brentano und 
Herrn Dr. von Meier zur Rede. (Heiterkeit.) 

Wir müssen uns nicht soviel darum sorgen, wenn manchmal Mißverständ­
nisse aufkommen. Eine enge und feste Freundschaft wird sie klären und 
beseitigen. Wir, Herr und Frau Ridsdale und ich, sind hier, Sie herzlich 
von England zu grüßen. Wir sind überzeugt, daß der gleiche angel­
sächsische Ursprung etwas beizutragen hat. Wir sagen in England, das 
Blut sei dicker als das Wasser. (Lebhafter Beifall.) Das Blut muß so 
dick sein, daß das Wasser, das England von Europa trennt, nichts macht. 
(Lebhafter Beifall.) 

So, meine Freunde, schicken Sie uns Ihre Jugend, um unsere Jugend 
kennenzulernen, und kommen Sie alle zu uns, wie Ihr Herr Dr. Krone und 
Herr Dr. Birnbach kürzlich gekommen sind und uns eine große Freude 
gemacht haben. 

Zum Schluß nun möchte ich Ihnen herzlich dafür danken, daß Sie uns 
zu einem so interessanten und schönen Besuch bei Ihnen eingeladen 
haben. Ich danke schön. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk: 
Verehrte Mrs. Emmet, der große Beifall, den Sie erhalten haben, bezeugt 
Ihnen, wie gerne Sie gehört worden sind. Sie haben in einer geradezu 
mütterlichen Liebe zu uns gesprochen, daß — wenn wir wirklich bös 
wären - wir jetzt unmittelbar brav werden müßten. (Heiterkeit.) Wir 
kennen ja auch das andere England der Kathedralen und der alten 
Kultur, und wir sind davon überzeugt, daß wir beieinander bleiben, 
zueinander kommen und gemeinsam die Zukunft meistern werden. Grü­
ßen Sie Ihre Freunde in England von uns, Ihre Freunde, Ihre unver­
brüchlichen Freunde. (Lebhafter Beifall.) 

Nun habe ich folgenden Vorschlag zu machen: Es sind noch eine ganze 
Anzahl lieber Gäste als Redner vorgemerkt. Da wir aber unter einem 
Zeitdruck stehen, möchte ich Ihnen vorschlagen, mit Zustimmung der 
verehrten Gäste jetzt die Reihe der Begrüßungsansprachen abzubrechen. 
Ich darf die verehrten Domen und Herren bitten, dann heute nachmittag 
bei der Vollversammlung zu uns zu sprechen. Wenn Sie dem zustimmen, 
wenn die Versammlung dem zustimmt, dann hätten wir jetzt die Ehre, 
unseren verehrten Herrn Parteivorsitzenden und Bundeskanzler Dr. Ade­
nauer zu hören. (Lebhafter Beifall.) 

Sind Sie einverstanden? — Wir begrüßen Sie, Herr Bundeskanzler, und 
freuen uns auf Ihr Wort. Die Glocken mögen läuten auch draußen in den 
Vorräumen für die Abwesenden. (Lebhafter BeifaJI.) 20 



Die politische Lage 

Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer 
Erster Vorsitzender der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! Als ich gebeten 
wurde, einen Titel für das anzugeben, was ich auf dem Parteitag sagen 
möchte, wußte ich mir nicht besser zu helfen, als einfach zu sagen: die 
politische Lage. Ich dachte mir, daß Sie darüber etwas hören wollten, wie 
aber die politische Lage heute an dem Tage, an dem ich sprechen würde, 
ist, das konnte man ja im einzelnen nicht vorhersehen; daher dieser ganz 
allgemeine Titel. Ich kann natürlich nur über einige Punkte der politischen 
Lage sprechen, da die Zeit ja bemessen ist, und ich bitte Sie, darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß die Redner unseres Parteitages, die noch nach 
mir sprechen werden, auch über ähnliche Aspekte unserer ganzen Lage 
zu Ihnen sprechen werden. Ich muß natürlich auch vorsichtig sein, daß ich 
meinem verehrten Freund von Brentano nicht zuviel vorwegnehme, 
(Heiterkeit) weil er ja nach mir spricht. Ich muß also allerhand Rück­
sichten nehmen und werde versuchen, das zu tun. (Heiterkeit.) 

Ich habe zur Vorbereitung für heute eine Menge Zeitungen gelesen, 
meine Parteifreunde. Ich habe gute Ratschläge gelesen, ich habe schlechte 
Ratschläge gelesen; ich habe Lob gelesen, ich habe Tadel gelesen. Ich 
habe freundliche Kritik, ich habe häßliche Kritik gelesen, und schließlich 
habe ich mir gesagt, du liest zuviel, hör auf damit, (Heiterkeit) und sprich 
hier so, wie es dir ums Herz ist, das ist das Allerrichtigste. (Lebhafter 
Beifall.) Das möchte ich auch tun, und ich möchte in voller Offenheit 
sagen, was ich gerne sagen möchte. 

Ich habe mir vor einiger Zeit eine Zusammenstellung der Entschließun­
gen unserer bisherigen Parteitage geben lassen, und besonders lebhaft 
stieg da vor meinem Auge auf - ich bitte die Herren aus Karlsruhe, mir 
das nicht übel zu nehmen, wenn ich sage -Goslar, unser erster Parteitag. 
Ich dachte sehr lebhaft daran zurück, welche schwierigen internen Aus­
einandersetzungen wir damals gehabt haben. Wenn ich mich daran 
erinnere und den Blick dann nach vorwärts gehen lasse, auf die Partei­
tage, die folgten, und auf das, was wir in der Zwischenzeit gearbeitet 
und erreicht haben, dann scheint mir doch, daß eine Kritik, die meint, 
wir wären eine vorübergehende Erscheinung, völlig daneben liegt, 
(lebhafter Beifall) und ich möchte allen Parteien in Deutschland, aber 
auch den Parteien und den Staatsmännern außerhalb Deutschlands 
sagen, daß wir alles andere sind als eine vorübergehende Erscheinung. 
Und Sie sollten sich auch nicht soviel den Kopf darüber zerbrechen, wer 
mein Nachfolger wird. Sehen Sie: so eine Kronprinzengeschichte ist im­
mer eine etwas unangenehme Sache, (Heiterkeit) und es ist auch gar 
keine Angelegenheit von Klugheit. Wenn der Augenblick gekommen ist 
— davon bin ich, meine Freunde, fest überzeugt! —, dann sind genügend 
Leute da, die das Steuer in feste und starke Hand nehmen. (Starker 
Beifall.) 

Für mich, meine Freunde, sind solche Parteitage auch immer Tage einer 
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abzulegen, ob man sich in der Zeit, die hinter einem liegt, selbst treu 
geblieben ist. Ich glaube, das kann ich für die gesamte CDU und nach 
den glänzenden Ausführungen des Herrn Kollegen Strauß, den ich in 
Bonn noch einmal an seine heutige Rede erinnern werde (große Heiter­
keit) auch für die CSU in Anspruch nehmen: Wir sind aen Grundlinien 
unserer Politik in der praktischen Arbeit treu geblieben. (Lebhafter Bei­
fall.) Aber, meine Freunde, die bessernde Hand, die muß doch bald hier 
bald da angelegt werden. 

Der liebenswürdige Oberbürgermeister dieser Stadt, der uns gestern so 
gastfreundlich empfangen hat, ist mir ein lebendiges Beispiel dafür, 
daß wir uns zu wenig um die kommunale Politik gekümmert haben. Das 
ist ein schwerer Fehler gewesen, und wir müssen diesen Fehler wieder gut­
machen. (Lebhafter Beifall.) Das wird nicht von heute auf morgen gehen. 
Das kann nur dadurch erreicht werden, daß wir eine ganz energische, 
zielbewußte und ausdauernde Arbeit in den Gemeinden leisten. Und 
das wollen wir tun bei den vielen Kommunalwahlen, die uns dieses 
Jahr bringen wird. In diesem Lande sind jetzt Landtagswahlen. Es könnte 
sein, daß die Wahl auf Karlsruhe für diesen Bundesparteitag auch im 
Hinblick auf diese Landtagswahlen gefallen ist. Denn daß wir unserem 
Freund Kiesinger für diese Landtagswahl alles, alles Gute wünschen, dos 
möchte ich noch einmal ausdrücklich feststellen. Und daß wir von der 
Partei aus alle Kraft aufwenden müssen, damit er wieder Ministerpräsi­
dent des Landes Baden-Württemberg wird. (Lebhafter Beifall.) Das ist, 
meine Freunde, für unsere Partei nicht nur eine Ehrensache, das ist auch 
eine Notwendigkeit für die Politik im Bunde, damit der Bundesrat nicht so 
sehr eigene Wege geht (Heiterkeit) und dadurch den Bundestag und die 
Bundesregierung schädigt. (Erneute Heiterkeit.) 

Darauf möchte ich nicht zu viel eingehen. Ich behalte mir aber vor, 
darüber noch ein Wort zu sagen, denn da passieren ja köstliche Dinge. 
(Heiterkeit - Beifall.) Mancher unserer Wähler draußen versteht das 
einfach nicht. (Sehr guti — Starker Beifall.) Wenn ich darauf zurück­
komme, dann nicht deshalb, um unseren sehr verehrten Herren Minister­
präsidenten, die der CDU oder CSU angehören, etwas mehr oder weniger 
Angenehmes zu sagen, sondern es geschieht im Hinblick auf den Wähler 
draußen, damit man draußen sieht, daß wir eine einzige und geschlos­
sene Partei sind - gleichgültig ob im Bund, in den Ländern und in den 
Gemeinden. (Lebhafte Bravo-Rufe - Starker Beifall.) 

Dieser Parteitag in Karlsruhe findet statt, nachdem die Bundesrepublik 
vor zehn Jahren ins Leben getreten ist. Am 21. September 1949 hat die 
Bundesregierung, dem Grundgesetz entsprechend, vor dem Bundestag 
den Eid, so wie es dos Grundgesetz vorgeschrieben hat, abgelegt. Dann 
kam nach dem ersten Bundestag der zweite, und dann kam der dritte 
Bundestag. Wir haben bei alledem unseren Mann gestanden - das wis­
sen Sie. Wir können eigentlich auch mit etwas Stolz auf diese Arbeit, 
die wir geleistet haben, zurückschauen. (Lebhafter Beifall.) Volle zehn 
Jahre trägt unsere Partei — die CSU ist immer mit eingeschlossen, Herr 
Strauß - , (Heiterkeit) trägt die Fraktion der CDU/CSU im Bundestag die 
Verantwortung für das, was in Deutschland im Inneren, in der Innen-
und in der Außenpolitik geschehen ist. (Sehr gut!) 22 



Wir können stolz darauf sein und wir können uns dessen auch freuen. 
Wir wollen uns dessen freuen. Ich holte es gor nicht für richtig - jetzt 
werden Sie lachen - , das Licht unter den Scheffel zu stellen. (Heiterkeit.) 
Das verlangt der liebe Gott von uns gor nicht. Do ist nämlich in der 
Regel etwas Heuchelei dabei. Wir wollen ganz offen und frei sagen: 
Wir sind nach neun Jahren jetzt wieder in Karlsruhe, wir haben diese 
prachtvolle Halle. Der Wandschmuck stammt von uns, darauf komme 
ich nachher noch zu sprechen. (Heiterkeit.) Wir freuen uns dessen, und 
wir freuen uns, daß Karlsruhe in diesem Jahre so zu neuem Leben 
erwacht ist, und auf unser Konto, auf die Arbeit der CDU/CSU im Bund 
gehört davon ein ganz großer Teii. (Starker Beifall.) 

Sie haben von den Rednern, die eben gesprochen haben, von dem Ver­
treter der belgischen Bruderpartei, vom Vertreter der MRP und mit einer 
gewissen Nuance auch von der Vertreterin der Konservativen Partei 
Großbritanniens, gehört, daß unsere Arbeit nicht nur für das deutsche 
Volk, sondern für Europa und auch für den Frieden und die Sicherheit 
der Welt von großer Bedeutung geworden ist. (Starker Beifall.) Auch 
das ist wichtig. Wir wollen uns, gerade weil auch jetzt zehn Jahre ins 
Land gegangen sind, dessen freuen. Aber das war nicht leicht, auch daran 
wollen wir denken. Unser Volk - denken Sie bitte einmal an das Jahr 
des Zusammenbruchs und auch an das Jahr zurück, in dem die Bundes­
republik ins Leben trat - war damals der Paria unter den Völkern: ver-
fehmt und verachtet, und heute, meine Freunde, ist es ein geachtetes und 
angesehenes Glied der Völkerfamilie. Der deutsche Name, dos deutsche 
Wort, der deutsche Geist und die deutsche Arbeit hoben wieder Ansehen 
in der Welt. Sorgen wir dafür, daß es dabei bleibt! (Beifall.) 

Mit Genugtuung darf gerade unsere Partei sagen, daß es unter ihrer 
Führerrolle gelungen ist, Deutschland aus dem tiefen Fall, der nun ein­
mal da war, wieder emporzuheben und wieder zu einem Mitglied der 
Völkerfamilie zu machen. Aber ich möchte jetzt anknüpfen an ein Wort, 
das der Herr Kollege Strauß eben gesprochen hat. Man kann dieses 
Ansehen und diesen Einfluß in der Welt nur dann behalten und befesti­
gen, wenn man sein Wort hält und seine Pflichten erfüllt, (Beifall) das 
Wort, das man gegeben hat in den abgeschlossenen Verträgen und die 
Pflichten^ die man übernommen hat auch auf Grund von Verträgen, 
Pflichten, die auch die anderen übernommen haben. Wir müssen dabei 
in einer Reihe mit den anderen stehen. Das ist gerade in unserer Zeit 
erforderlich, unserer Zeit mit ihrem politischen Chaos, mit ihrem geistigen 
Chaos, mehr als je zuvor. Darum glaube ich, daß wir hier sagen dürfen: 
so wie wir es in den vergangenen Jahren gemacht haben, werden wir 
das auch in der Zukunft tun. Die Wahlvorbereitungen für die Bundes­
tagswahl im Jahre 1961 werden in allen Parteien schon begonnen. Das 
wollen wir zum Hauptgegenstand unseres ganzen Wahlkampfes machen, 
daß die bisherige Politik weiter fortgeführt werden muß. Wir wollen 
sehen, ob unsere große Oppositionspartei, die Sozialdemokratische 
Partei, wirklich die Gewähr dafür bietet, daß sie diese, unsere Politik 
fortführt. 

Sie wissen, daß ich sehr oft mit ausländischen Staatsmännern zu tun 
habe. Ich darf Ihnen sagen, daß immer dort eine leise Befürchtung mit 

23 durchklingt: Wird das dann so bleiben, wie es in den vergangenen zehn 



Jahren geschehen ist, wird Deutschland ein Weggenosse und Freund der 
anderen freien Völker bleiben, oder wird es sich aus irgendwelchen 
Erwägungen heraus in sich selbst zurückziehen und vielleicht einmal dar­
auf spekulieren, ein Zünglein an der Waage zu sein zwischen Ost und 
West? Nun, meine Freunde, wenn das so durchklingt, dann sage ich, 
was ich meine. Aber ich muß Ihnen sagen: ich bin doch erschüttert und 
betrübt über das, was sich gerade in den letzten Wochen ereignet hat, 

Wir stehen vor der Gipfelkonferenz, die am 16. Mai in Paris beginnen 
wird. Sie wissen, daf3 sich gerade auch die amerikanische Politik auf 
die Nato stützt, daß wir ohne die Nato einfach ein Spielball wären, 
der todsicher in die Hände der Russen geriete. Es war am 8. April im 
Bundestag, als auf meine Frage an die Sozialdemokratische Fraktion: 
„Wollen Sie denn jetzt in der Nato bleiben?" nur ein Echo kam: Nein! 
Meine Damen und Herren! Es kann jemand einmal einen Irrtum begehen; 
wer wollte sich davon freisprechen! So würde ich es auch den Sozial­
demokraten nicht weiter nachtragen, wenn sie den Irrtum, den sie vor 
Jahren begangen haben - als wir den Anschluß an die freien Völker des 
Westens verlangten und sie ihn ablehnten — als solchen erkennen und 
sich von ihm absetzten. Dann wäre auch die Stellung Deutschlands in 
der Welt außerordentlich viel stärker. Ich glaube, das brauche ich Ihnen 
nicht weiter auseinanderzusetzen, wenn man jetzt sieht, daß das gesamte 
deutsche Volk nun dieselbe Außenpolitik wi l l ; aber in einem Irrtum zu 
verharren, wenn so evident zutage getreten ist, daß die damolige Hal­
tung der Sozialdemokratie falsch und unrealistisch war, daß sie Deutsch­
land ins Elend gebracht haben würde, — das darf sich auch die Sozial­
demokratische Partei nicht leisten. (Lebhafter Beifall.) 

Es ist doch gelegentlich gut, wieder daran zu erinnern: man hat jetzt 
auf sozialdemokratischer Seite ein neues Programm gemacht. Sehr viel 
Arbeit ist darauf verwandt worden, und sehr viel Blech hat man dabei 
gebraucht, um das tragende Gerüst in der Sozialdemokratie zu ver­
kleiden. Man hat das alles sehr schön gemacht - ich wiederhole - mit 
viel Arbeit. Aber ich würde viel lieber sehen als neue Programme -
denn entweder war das alte Programm schlecht oder das neue ist schlecht 
oder beide sind schlecht - eine neue Stellungnahme zu unserer Außen­
politik. (Beifall.) 

Das können wir verlangen, nicht nur als CDU/CSU-Leute, auch als Deut­
sche können wir das verlangen; denn es liegt doch ganz klar zutage, 
namentlich bei dieser Zuspitzung der Dinge in der Welt, daß unsere 
Freiheit und unsere Sicherheit nur bestehen können in engster Zusam­
menarbeit mit den freien Völkern des Westens. Unsere geographische 
Lage und der Expansionsdrang Sowjetrußlands dulden das nicht anders. 
In der Hinsicht hat nun die Sozialdemokratie ein sehr arges Sünden­
bekenntnis abzulegen. Einem reuigen Sünder würde ich das nicht vor­
halten, aber einem nichtreuigen Sünder gegenüber muß man doch 
gelegentlich - auch bei der Wahl im Jahre 1961 und im Hinblick auf 
das, was nach der Wahl kommen wird - daran erinnern. 

Leider können wir gewissermaßen urkundlich nur feststellen, wie bei 
namentlichen Abstimmungen im Bundestag gestimmt worden ist. Ich habe 
mir einmal notieren lassen, in welchen wichtigsten Fällen dieSozialdemo- 24 



kratie bei namentlichen Abstimmungen immer Nein gesagt hat: Sie war 
gegen den Eintritt Deutschlands in den Europarat; sie war gegen die 
Ratifizierung des Montan-Vertrages; sie war gegen das Petersberger 
Abkommen; sie war gegen den Deutschland-Vertrag; sie war gegen den 
Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft; sie war gegen 
den Vertrag über die Beendigung des Besatzungsregimes; sie war gegen 
den Eintritt Deutschlands zur WEU; sie war gegen den Beitritt Deutsch­
lands zur NATO, sie war gegen das Wehrpflichtgesetz; sie war gegen 
das Saar-Abkommen. 

Meine Freunde! Wenn man einmal diesen ganzen Fluß der Entscheidun­
gen, die im Bundestag getroffen werden müssen, so vor sich sieht, und 
die Stellung, die die Sozialdemokratie dazu eingenommen hat, dann 
sind wir berechtigt, für das deutsche Volk vor der V/ahl von 1961 Gewiß­
heit und Sicherheit von den Sozialdemokraten zu verlangen, daß sie die 
bisherige Politik, die wir gemacht haben, gradlinig fortsetzen und nicht 
die falsche Politik, die sie gemacht haben. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt ein altes lateinisches Wort : 
„Quem Deus perdere vult, prius dementat" (Wen Gott verderben wi l l , 
dem verwirrt er vorher die Sinne). (Heiterkeit.) Nun, mir kann schließlich 
recht sein, wenn wir die Mehrheit haben, meine Damen und Herren, 
dann werden wir sorgen, daß die Geschichte so weitergeht, wie sie jetzt 
geht. (Beifall.) 
Aber ich habe mich doch an den Kopf gegriffen und ich habe meinen 
Augen nicht getraut, als ich las, daß der erste Vorsitzende der Sozial­
demokratischen Partei, Herr Ollenhauer, in einer Rede in Bielefeld am 
24. April 1960, also keinen Monat vor der Gipfelkonferenz, auf den 
Deutschlandvorschlag der Sozialdemokratie, den sie zuerst ganz clam-
heimlich beraten hatte, wieder zurückkam, und ihn verteidigte. Das war 
mir unverständlich. Herr Ollenhauer hätte ja schweigen können, wenn 
es ihm so auf dem Herzen brannte. Denn allein der Deutschlandvertrag 
der Sozialdemokratie ist bei der Gipfelkonferenz Musik in den Ohren 
Chruschtschows. (Lebhafter Beifall.) Und, daß so etwas geschieht, gerade 
nachdem in der Zone diese Beraubung der Deutschen stattgefunden hat, 
die Beraubung nicht nur ihres materiellen Eigentums, sondern der Raub 
an dem bißchen Freiheit, das sie noch hatten, daß man da noch mit 
einem solchen Vorschlag kommt und diesen Vorschlag wieder hinstellt 
vor seine Partei, ja, meine Freunde, das ist mir unverständlich. 

Ich habe von der Zone gesprochen. Es ist ein schwerer Schlag, der die 
Einzelnen dort betroffen hat, und wer die ländlichen Verhältnisse kennt 
und weiß, wie tief von innen heraus der Bauer und seine Familie mit dem 
Grund und Boden verbunden ist, der kann nur tiefstes Mitleid mit oll 
den Betroffenen haben. 

Das eine möchte ich noch hier aussprechen, und ich bin davon überzeugt, 
Sie alle werden dem zustimmen: wenn - so Gott will - bald die Wieder­
vereinigung in Frieden und Freiheit kommt, dann sollen diese Menschen 
ihr Eigentum wiederbekommen. (Stürmischer Beifall.) 

Aber, meine Freunde, was da in der Zone vor sich gegangen ist, das 
ist ein weiteres Vorpreschen, gerade jetzt vor der Gipfelkonferenz, des 
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Herzen Europas, in Deutschland. Dos ist eine Provokation gegenüber 
jedem Land, das freiheitlich denkt, gegenüber allen Menschen, die die 
Freiheit, die persönliche Freiheit als ein hohes und unveräußerliches Gut 
ansehen. (Beifall.) Man versteht es nicht, warum Ulbricht das jetzt 
machen muß. Nur Provokation ist der einzige Grund. Nun ich denke, 
man wird ihm auch in Paris entsprechend darauf antworten. 

Die Sozialdemokratie wirft uns nun vor, wir machten keine Vorschläge 
für die Wiedervereinigung, und sie wirft uns weiter vor, daß die Zeit 
der Wiedervereinigung noch nicht da sei. Was den ersten Vorwurf an­
geht, so wissen Sie alle, daß die Vorbereitung der Gipfelkonferenz, auf 
der ja auch die Frage Deutschland eine Rolle spielen wird, von den 
Westmächten ganz intern getroffen wird, und das ist auch richtig so. 
Wer sich irgendwie einmal in die Außenpolitik vertieft hat, der muß 
wissen, daß Außenpolitik und Propoganda ganz verschiedene Dinge 
sind, und das besonders, wenn man Bundesgenossen und Partner hat, 
mit denen man in sorgfältiger Weise Schritt für Schritt eine so wichtige 
Konferenz mit einem so wichtigen Thema vorbereiten muß. 

Aber ich möchte der Sozialdemokratie noch etwas sagen. Ich bin felsen­
fest überzeugt davon, daß, wenn wir uns nicht an den freien Westen 
angeschlossen hätten, wenn wir nicht in die Nato eingetreten wären, daß 
es uns schon lange so ergangen wäre, wie es unseren armen Deutschen 
in Mitteldeutschland ergangen ist. (Stürmischer Beifall.) Schon lange 
hätten auch wir unsere Freiheit verloren. Und darum ist die einzig mög­
liche Politik, die im Interesse Deutschlands, im Interesse Europas und im 
Interesse des Friedens in der freien Welt vertreten werden kann, die von 
uns verwirklichte Politik, die sich in den zehn Jahren restlos bewährt 
hat und sich auch in Zukunft weiter bewähren wird. 

Nun, meine Damen und Herren, einige Fragen aus der Innenpolitik. Ich 
möchte sie streifen, weil es Fragen sind, die zur Zeit die Öffentlichkeit 
sehr beschäftigen, aber nur kurz, um Ihre Geduld nicht zu lange in 
Anspruch zu nehmen. Ich möchte einige Worte zum Krankenkassengesetz 
sagen. Die Materie, die in diesem Gesetz geordnet werden soll, ist 
ungewöhnlich schwierig. Ich glaube, auch unser Minister Blank - er hat 
das auch öffentlich erklärt - behauptet keineswegs, daß dieser Gesetz­
entwurf nun so vollkommen wäre und nicht verbessert werden könnte. 
Das ist klar. Aber wenn zu einem solchen Gesetzentwurf über 1200 Ab-
änderungsanträge im Ausschuß gestellt werden, dann fühlt und merkt 
doch jeder, daß man nichts anderes beabsichtigt, als die Verabschiedung 
dieses Krankenkassengesetzes vor der Bundestagswahl unmöglich zu 
machen. Ich hoffe und ich bin davon überzeugt, daß unsere Fraktion 
schon das Nötige tun wird und von ihrer Mehrheit Gebrauch macht. Denn 
es gehört zur Demokratie und zum Parlamentarismus, daß man von sei­
ner Mehrheit Gebrauch macht. Auf olle Fälle gibt dieses Gesetz eine 
große Anzahl von Verbesserungen für die Kranken, und auf das Wohl 
der Kranken kommt es uns zu allererst an. (Beifall.) 

Nun eine andere Sache. Ich dachte eben daran, als ich vom Bundesrat 
sprach. Ich will versuchen, dieses Thema etwas leicht humoristisch zu 
behandeln, aber es fällt mir schwer, denn es ist eine sehr ernste Sache: 
Der Zank und der Streit, der jetzt schon seit Monaten auch in den Län- 26 



dern, in denen wir eine CDU-Mehrheit haben, um Rundfunk und Fern­
sehen geht. (Bravo-Rufe und lebhafter Beifall.) 

Ich habe nicht die Absicht zu versuchen, diese Dinge lächerlich zu 
machen. Aber ist es nicht lächerlich? Nach meinem Geschmack sind 
Rundfunk und Fernsehen ein Instrument, das in weite Räume strahlen 
mü(3. Nun haben wir aber einen Rundfunk für Bremen, wir haben einen 
solchen für Hamburg und Umgebung, wir haben einen Rundfunk für 
hier und auch einen in Köln. So etwas kann wirklich nur in Deutschland 
passieren! (Lebhafter Beifall.) Nun sitzen wir an dieser Arbeit. Ich muß 
mich mal nach Kiesinger umsehen. (Heiterkeit.) Er bittet mich, das laut 
zu sagen. Ich hatte ihm erklärt, er sei relativ vernünftig. (Heiterkeit.) Es 
ist doch sehr merkwürdig, welche Veränderungen in einem Menschen 
vorgehen, wenn er auf einem Ministersessel sitzt. (Heiterkeit.) Das gilt 
vom Landesminister-Sessel und vom Bundgsminister-Sessel. Ich beobachte 
das immer wieder — ich will mich mal so ausdrücken - mit großem 
Interesse, aber es ist ganz erstaunlich. 

Nun lassen Sie mich zum Rundfunk und Fernsehen zurückkehren. In wel­
chen Händen sind denn Rundfunk und Fernsehen? Unsere verehrten 
Ministerpräsidenten glauben: in ihren Händen. Nichts von dem! (Anhal­
tender Beifall und Heiterkeit.) Ich habe leider die Nummer einer Zeitung -
nicht über unseren Parteitag sondern über eine Untersuchung, die ein 
englischer Journalist anstellte - nicht bei mir. Es kann sein, daß sie vom 
„Observer" war, ich weiß es aber nicht. Sie befaßte sich mit der geistigen 
Lage in Deutschland. Das, was er da gesagt hat, war sehr gut und wurde 
allseitig begrüßt. Er hat darin ausgeführt, daß sich in Rundfunk und Fern­
sehen eine ganz eigenartige Schicht von Menschen entwickelt hätte. Er 
meinte damit nicht die Ministerpräsidenten oder Minister, (Heiterkeit) 
sondern er mginte damit die eigentlichen Macher der ganzen Sache. Da 
schreibt er, daß sei eine Gesellschaft, die sei nicht etwa linksradikal, sie 
sei auch nicht rechtsradikal, sondern sie sei in einer eigenartigen beson­
deren Geistesverfassung. Nun, Leute, die in einer eigenartigen, beson­
deren Geistesverfassung sind, die liegen mir nicht. (Lebhafter Beifall.) 
Darum glaube ich, wir sollten an die Regelung dieser Frage mit aller 
Energie herangehen. Dazu rufe ich die ganze Partei auf. Und jetzt 
Schluß mit der ganzen Geschichte! (Stürmischer Beifall.) 
Eine sehr ernste Frage, die mir wirklich besonders am Herzen liegt, wird 
morgen von Herrn Kollegen Krone behandelt werden, das ist die Frage: 
Wie ist der Mensch? Und ich möchte hinzufügen: Namentlich wie ist der 
junge Mensch in der heutigen Zeit in Deutschland? Zwar nicht nur in 
Deutschland, auch in anderen Ländern, aber wir haben uns in erster Linie 
darum zu kümmern, wie er in Deutschland ist. Ich glaube, wir müssen 
davon Notiz nehmen, daß die Familie zwar noch lebt, daß sie aber doch 
eine schwere Einbuße durch die Arbeit der Frau außerhalb des Hauses 
erlitten hat. Wir müssen auch davon Notiz nehmen, daß viele Jugend­
liche doch die schwere Kriegs- und Nachkriegszeit erlebt haben, daß sie 
dabei auch körperliche Schäden erlitten, Schäden, die sich zum Teil erst 
jetzt, wie mir Ärzte gesagt haben, bemerkbar machen. 

Wir müssen auch von einer sehr bedauernswerten Tatsache Notiz neh­
men: das ist die mangelnde Geburtenhäufigkeit in Deutschland. Ich 
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geburtenärmsten Ländern der Welt gehört. (Zurufe: hört, hört!) Wir 
haben auf 1000 Einwohner 17, Belgien 16,9, England 16,8, Schweden 14,6 
Geburten, Alle anderen Länder haben zum Teil erheblich höhere Gebur­
tenziffern. 

Noch ein weiteres sollten wir berücksichtigen. Wenn nicht eine grund­
legende Änderung kommt, dann haben wir im Jahre 1970 nur noch eine 
Geburfenüberschußzahl von 3,9 und im Jahre 1974 3,1 und in dieser Zeit 
wird der Anteil der Kinder unter 15 Jahren auf höchstens 23 ansteigen, 
der Anteil der Bevölkerung über 60 Jahre von 10 auf 14 bis 15 v. H. Dos 
sind sehr ernste Ziffern für jeden, der es gut mit dem deutschen Volke 
meint, und wir werden - ich befinde mich da in vollkommener Über­
einstimmung mit Herrn Dr. Krone von unserer Bundestagsfraktion - ' 
möglichst bald etwas beim Kindergeld tun müssen. (Beifall.) 

Wir werden aber auch in ganz anderer Weise als bisher etwas für die 
heranwachsende Jugend tun müssen. Ich nehme an, daß Herr Krone 
auch darüber sprechen wird. Sie wissen alle, was ein Schlüsselkind ist. 
Für die, die es nicht wissen: ein Schlüsselkind ist ein Kind, dessen Mutter 
und Vater morgens zur Arbeit gehen. Das Kind bekommt den Wohnungs­
schlüssel, es geht zur Schule, kommt nach Hause, macht sich gut oder 
schlecht etwas zum Essen zurecht oder auch nicht. Das sind die Schlüssel­
kinder. Was soll aus denen werden? Was soll aus ihnen körperlich, was 
soll aus ihnen geistig werden? Das ist eine hochwichtige Frage für uns 
alle. Ich glaube, daß man da das Vorbild, das einzelne gegeben haben, 
nachahmen sollte. Ich erinnere da an die Siedlungen, die der Sohn un­
seres verstorbenen Freundes Stegerwald bei Köln erbaut hat. Wir müssen 
wohl da besondere Häuser für die heranwachsenden Jugendlichen ein­
richten, wo sie sich beschäftigen können, wo sie wenigstens einen Ersatz 
finden für das, was ihnen ihre Familie leider heute nicht mehr gibt. 
(Beifall.) 

In den Zeitungen, von denen ich eingangs sprach, fand ich auch dos 
Wort, daß diejenigen, die hier in diesem Kreise etwas zu bedeuten 
hätten, sich doch sehr ernste Gedanken über die kommende Bundestags­
wahl machen müßten. Es war darauf hingewiesen, daß die Testzahl für 
uns in den letzten 12 Monaten ständig etwas gesunken sei. Das ist richtig 
und eine ernste Sache. Namentlich für uns, die wir hier als CDU-Parteitag 
versammelt sind und gleichzeitig unser Augenmerk schon auf die Wahl 
des Jahres 1961 zu richten haben. Das Interessante an dieser Statistik ist, 
daß das, was wir verloren haben, nicht etwa anderen Parteien zugute 
gekommen ist, sondern daß der Prozentsatz derjenigen, die unentschie­
den sind, die nicht wissen, was sie tun sollen, gestiegen ist. Da frage 
ich doch, ob wir nicht in unserer Partei schuld daran sind, daß das so 
geworden ist. Nach meiner Meinung ja; wir sind daran schuldl (Beifall.) 
Wir hoben drei Bundestagswahlen gewonnen, das ist richtig, aber das 
bedeutet noch keine Garantie, daß wir auch die vierte Bundestagswahl 
gewinnen. Im Gegenteil. Wenn man drei Bundestagswahlen gewonnen 
hat, dann neigt man zu einer gewissen Sattheit und Bequemlichkeit, und 
glaubt, das bleibe immer so, während die große andere Partei, die die 
Wahl dreimal verloren hat, sich nun mit Zähnen und Klauen anstrengt, 
jetzt den Sieg zu bekommen. Wir werden da einen schweren Wahlkampf 
haben. Er darf sich nicht erstrecken auf die letzten Wochen. Wir müssen 28 



die breiteste Öffentlichkeit viel mehr aufklären über das, was wir jetzt 
Tag für Tag, Monat für Monat, Jahr für Jahr, leisten. (Sehr gut!) Ins­
besondere die Abgeordneten, seien sie im Landtag oder im Bundestag, 
müssen ihren Wählern sehr viel mehr Rechenschaft geben. (Lebhafter 
Beifall.) 

Meine Freunde! Ich komme zurück auf das, was ich vorhin sagte. Wir 
müssen in den entscheidenden Fragen unter allen Umständen das Bild 
einer grof3en Geschlossenheit geben. Ich habe es z. B. nicht verstanden, 
daß die Sozialausschüsse ungefähr unisono sich gegen Blank in den 
Krankenkassengesetzen aussprachen. Kann man so etwas nicht unter 
vier Augen ausmachen? Meine Damen und Herren, wenn Sie wüßten, 
welchen Krach die Sozialdemokraten untereinander haben! Davon kom­
men nicht 10 v. H. an die Öffentlichkeit. (Sehr richtig.) Bei uns glauben 
wir, alles auf dem Markte preisgeben zu müssen. (Beifall.) Das ist ganz 
falsch. 

Noch eines: Ich klage mich damit an und möchte keine Anklage nur 
gegen andere erheben. Ich bin auch der Auffassung, daß die Bundes­
regierung mit daran schuld hat. Sie müßte eine reife Sache schneller 
erledigen als sie es tut. (Beifall.) Da kommt bei mir der alte Oberbürger­
meister durch. (Heiterkeit.) Ich hasse die Bürokratie, (Beifall) aber die 
Bürokratie feiert Triumphe wie niemals. (Beifall.) Und was noch schlim­
mer ist: Auch die Bundestagsabgeordneten sind schon verbürokratisiert. 
(Heiterkeit.) 

Man wird uns, die CDU und CSU, fragen: Ihr hattet die Mehrheit, was 
habt Ihr während dieser Jahre geleistet? Das werden wir gefragt, und 
auf diese Frage müssen wir Antwort geben. Von hier aus richte ich -
in der Bundesregierung werde ich schon dafür sorgen, (Heiterkeit) das 
ist mein Recht und meine Pflicht - auch an die Bundestagsfraktion die 
dringende Bitte, bei den wichtigsten Gesetzentwürfen mit aller Energie 
vorwärts zu kommen, und sie ohne Rücksicht auf die Versuche der 
Opposition, die Sache durch Zeitablauf erledigen zu lassen, zu ver­
abschieden und in solchen Fällen von ihrer Mehrheit Gebrauch zu 
machen. (Lebhafter Beifall.) 

Im kleinen Kreise haben wir einen Gedanken besprochen, den ich Ihnen 
auch einmal vortragen möchte. Ich finde den Gedanken gut. Stellen Sie 
sich die Aufstellung der Kandidaten zum Bundestag bei uns vor. Ich habe 
das Trauerspiel mehrfach mitgemacht. (Heiterkeit.) Es ist ein Trauerspiel. 
Ich glaube, an die Interessen des Bundes denkt man dabei nicht an erster 
Stelle, sondern an der soundsovielten Stelle. Daher glaube ich, daß der 
Gedanke, auch über eine Bundesliste Abgeordnete in den Bundestag zu 
schicken, ein guter Gedanke ist. Man braucht gar nicht so viele. Wenn 
insgesamt 50 Damen und Herren mehr kämen, wäre es kein Unglück. 
Von selten des Herrn Präsidenten des Bundestages wird es hoffentlich 
nicht als solches angesehen. Mehr brauchten wir nicht, und die kämen 
dann zu den jetzigen Bundestagsgeordneten hinzu. (Dr. Gerstenmaier: 
Ohne Erhöhung!) - Das kriegen Sie im Bundesrat niemals durch. (Mini­
sterpräsident Dr. Meyers: Zuruf.) - Herr Meyers, ich habe Sie doch 
geschont. (Heiterkeit.) (Dr. Gerstenmaier: Einverstanden, aber ohne 
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Meine Damen und Herren! Wir sind in einem sehr großen Saal mit einer 
ausgezeichneten Akustik nach draußen hin, und deswegen will ich 
Ihnen sagen: Ich würde ruhig die Zahl der Bundestagsabgeordneten um 
50 erhöhen. Ich war von Anfang an dagegen, daß es so viele wurden, 
aber man muß sich in manches schicken; ich habe es auch getan, und so 
wird auch der Bundestagspräsident sich darin schicken müssen. Jeden­
falls halte ich diesen Gedanken für erwägenswert, im Interesse des 
Bundestages und der Arbeit, die dort geleistet wird, im Interesse schließ­
lich aller Parteien im Bundestag. Nicht nur im Interesse unserer Partei. 
Ich komme nun zu dem letzten Teil meiner Ausführungen und möchte 
Ihnen zunächst auf die Anrede des Mitglieds der Konservativen Partei 
Englands sagen: Die EWG hat in erster Linie einen politischen und in 
zweiter Linie einen wirtschaftlichen Zweck. Ein Mitglied des englischen 
Kabinetts hat mir in diesen Tagen erklärt, daß auch die englische Regie­
rung die Berechtigung der EWG durchaus anerkenne und den politischen 
Zweck durchaus bejahe, auch wenn sie selbst daran nicht teilnehme. 
Darum darf bei diesen Auseinandersetzungen zwischen EWG und EFTA 
und allem, was da seinen Widerhall - teils in Wirtschaftszeitungen, teils 
in politischen Zeitungen - gefunden hat, uns unter keinen Umständen 
etwas abbringen von dem politischen Zweck der Sechs in Westeuropa. 
(Lebhafter Beifall.) Das ist das hervorstechendste Ziel. 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit und von dieser Stelle aus dem 
französischen Staatspräsidenten General de Gaulle von Herzen für die 
Worte danken, die er jetzt in Amerika bei mehreren Gelegenheiten für 
uns Deutsche und für die Bundesrepublik gefunden hat. (Lebhafter Bei­
fall.) Ich glaube wirklich, meine Damen und Herren, daß dieses Zusam­
mengehen, diese Freundschaft zwischen den beiden Völkern - ich betone 
das - zwischen den beiden Völkern, nicht nur zwischen zwei Männern, 
sondern zwischen den beiden Völkern, das wesentlichste Aktivum für die 
Zukunft ist, das wir in diesen ganzen zehn Jahren geschaffen haben. 
(Lebhafter, langanhaltender Beifall.) 

Aber selbstverständlich wollen wir nicht, daß Europa in zwei Blöcke aus­
einanderfällt, auch nicht einmal in zwei wirtschaftliche Blöcke. Und des­
wegen - ich will nicht der Ministerratssitzung, die demnächst stattfindet, 
vorgreifen; ich will auch nicht Herrn von Brentano vorgreifen, der wahr­
scheinlich auch darauf zurückkommen wird — wollen wir versuchen und 
ernsthaft bemüht sein, in Gesprächen mit den Vertretern der EFTA eine 
auf gegenseitigem Entgegenkommen beruhende Verständigung zu fin­
den. (Sehr-gut-Rufe - Beifall.) Aber lassen Sie mich betonen: In gegen­
seitigem Entgegenkommen und in gegenseitiger freundschaftlicher 
Gesinnung. (Beifall.) 

Herr Präsident Gurk hat eben von meiner Reise, die ich vor einiger Zeit 
angetreten habe, gesprochen, und ich glaube, es paßt auch in die ganze 
politische Übersicht, die ich Ihnen geben möchte, wenn ich einiges 
dazu sage. 

Sie wissen, daß ich zuerst einige Zeit in den Vereinigten Staaten war, 
daß ich - von New York angefangen bis nach San Francisco - sehr 
viele politische Gespräche geführt und — wie mir später gesagt worden 
ist — 22 Ansprachen oder Reden gehalten habe. Ich möchte Ihnen hier 
folgendes sagen: Die Außenpolitik der Vereinigten Staaten, wie sie jetzt 30 



ist, wird von der Wahl des neuen Präsidenten nicht berührt werden. Oer 
neue Präsident - es kann Ihnen noch kein Mensch einigermaßen mit 
Sicherheit sagen, wer es sein wird - wird die gleiche Politik fortführen, 
wie sie bisher geführt worden ist, weil das amerikanische Volk, weil das 
Repräsentantenhaus und der Senat in ihren wichtigsten Mitgliedern diese 
Politik wollen. Das ist eine sehr gute Prognose für die Zukunft. (Lebhafter 
Beifall.) 

Dann ist mir auf dieser Reise auch dort einmal so vor Augen geführt 
worden, wie ungeheuer die Räume sind, in denen sich dieser Gegensatz 
zwischen Kommunismus und Freiheit abspielt und wie ungeheuer die 
Anstrengungen sind, die die Vereinigten Staaten unternehmen, um die 
Freiheit zu schützen. Ich war tief beeindruckt von dem, was ich an ame­
rikanischen Anstrengungen im Stillen Ozean gesehen habe. Ich war tief 
beeindruckt von dem, was ich von den Vereinigten Staaten dann nach­
her in Alaska gesehen habe, und unser Standpunkt muß natürlich auch 
der sein, daß wir an unserer Westpolitik und an der europäischen Politik, 
die für die Vereinigten Staaten von größter Bedeutung ist, unter allen 
Umständen festhalten. (Lebhafter Beifall.) 

Ich war dann in Japan, und auch da ist mir klargeworden, wie groß doch 
die Gefahr ist, die die ganze Erde bedroht. Japan - einige Sätze möchte 
ich darüber sagen: 90 Millionen Einwohner, Tokio 9 Millionen Einwohner, 
nur 23 v. H. des Bodens anbaufähig. Die Menschen dort müssen vom 
Ackerbau leben, der aber - wie gesagt - nur auf 23 v.M. der Bodenfläche 
möglich ist, und sie müssen leben vom Fischfang, vom Export und Import. 
Gott verhüte, daß dieses fleißige und intelligente Volk der Japaner in 
die Hände Rotchinas kommt, und es gibt Kräfte in Japan, die — wie sie 
sagen - aus ökonomischen Gründen es für unbedingt nötig halten, daß 
das japanische Volk mit Rotchina in gute Beziehungen tritt, damit es dort­
hin exportieren kann. 

Amerika tut vieles für den Export und Import Japans; Europa tut noch 
zu wenig. Ich führe das hier an, weil alles damit zusammenhängt, wie die 
Welt sich gestaltet hat. Wenn in Japan ein Abrutsch noch Rotchina hin 
erfolgte, das Gewicht der Kräfte auf dem Erdboden würde sich sofort 
grundlegend verändern. Darum müssen auch wir, wir Europäer, wir Deut­
schen, uns daran gewöhnen, doch in den großen Maßstäben, in den gro­
ßen Räumen zu denken, die nun einmal durch Krieg und Technik ent­
standen sind. 

Aber die eine Gefahr — das möchte ich noch zum Schluß hervorheben -
die größte Gefahr ist der atheistische Kommunismus. Ich glaube, man 
sollte jetzt in der Welt nicht mehr davon sprechen — es tut einstweilen 
nur Herr Chruschtschow noch — daß wir Deutsche eine Gefahr bilden. 
Nein, es ist lächerlich, so etwas auszusprechen, wenn gleichzeitig vor 
einem amerikanischen Journalisten, vor Lippmonn, gesagt wi rd: ich 
scheue die Deutschen nicht, ich kann sie in einer Stunde wegputzen. Es 
ist also lächerlich, davon zu sprechen. Nein, die Gefahr ist und bleibt 
der Kommunismus unter der atheistischen sowjetrussischen Führung. Nun, 
wir Deutschen sind an einem Brennpunkt dieser Gefahr, und dessen 
müssen wir Tag für Tag und Stunde für Stunde eingedenk sein. Ich habe 
Ihnen hier eine Karte zeichnen lassen, die Ihnen diese Gefahr vor Augen 
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chlna tatsächlich das stärkste Rot nötig hat, das überhaupt aufzutreiben 
ist. (Lebhafte Heiterl<eit.) Aber, wenn Sie das sehen, wie dort über die 
ganze Erde hinweg sich dieser Gegensatz zieht und wenn Sie sich weiter 
klarmachen, meine Freunde, wie grol3 die Gefahr ist und daß der Feind, 
der infolge seiner Expansionssucht die Erde unterjochen wil l , Sowjet-
rußland ist, dann, glaube ich, folgt daraus mit zwingender Logik die 
Überzeugung, daß wir alles daransetzen müssen, um gemeinsam mit 
dem freien Westen dieser Gefahr entgegenzutreten. (Lebhafter Beifall.) 

Unter dem Zaren hat Rußland einen ungeheuren Expansionsdrang ent­
faltet. Dann kam der Umsturz im Jahre 1917. Es wurde damals von Lenin 
proklamiert, daß diese Expansion jetzt aufhören müsse. Meine Damen 
und Herren! Ich habe für Sie einmal zusammenstellen lassen, was seit 
dem Jahre 1919 von Rußland in der Welt annektiert worden ist; Weiß­
rußland, Ukraine, Armenien, Aserbeidschan, Georgien, Ostpolen, ein 
Teil von Finnland, Bessarabien und Nordbukowina, Estland, Lettland, 
Litauen, wiederum von Finnland ein Teil, Karpatho-Ukraine, Nordost­
preußen, Südsachalin und die Kurilen, und daneben haben die Sowjets 
ein ganz neues System der Kolonialherrschaft erfunden und hier mit glän­
zendem Erfolg angewendet. Die schärfste Kolonie ist unsere Ostzone. 
Aber diese ganzen kolonialen Staaten Sowjetrußlands, die Ostzone, 
Ungarn, Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, Bulgarien, alle vergrößern 
die Macht Sowjetrußlands. 

Wenn Sie sich das einmal vor Augen halten, daß neben diesen unmittel­
baren Annexionen dieses System der kolonialen Beherrschung in der 
russischen Politik so erfolgreich gewesen ist, dann wird Ihnen, glaube 
ich, doch klar, wie groß die Gefahr für uns alle ist. Aber trotzdem. Ich 
bin der festen Überzeugung, daß wir dieser Gefahr widerstehen können. 
Wenn ich sage „wir", dann meine ich die freien Völker in der Welt. Sie 
werden widerstehen können, wenn sie einig sind. Es gibt für uns, für 
die freien Völker des Westens, nur ein Gebot und dieses Gebot heißt: 
Stark sein damit man nicht überrannt wird, und einig sein! (Starker 
Beifall.) 

Ich bin überzeugt, daß Chruschtschow keinen Krieg wil l , weil er weiß, 
daß darin ein großes Risiko liegt und weil er auch die Schwierigkeiten in 
Sowjetrußland selbst sieht - die wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Aber in 
dem Augenblick, in dem wir etwa, meinetwegen zusammen mit der Ost­
zone, uns in diese Unfreiheit begeben würden, wie die Sozialdemokraten 
in ihrem Deutschlandplan das vorschlagen, würde Sowjetrußland nicht 
viel Federlesen mit uns machen. Meine Freunde! In dem Augenblick, in 
dem die anderen Völker, die freien Völker des Westens, an der Spitze 
die Vereinigten Staaten, nachlassen würden in ihrer Wachsamkeit und in 
ihrer Bewaffnung, würden alle Entspannungsverhandlungen erledigt sein. 
Wer eine Entspannung will — und die wollen wir auch, meine Freunde - , 
und wer infolgedessen Frieden wil l , der muß für die Stärke sein, denn 
mit Sowjetrußland und mit Rotchina und allen denen kann man nur ver­
handeln, wenn man mindestens so stark ist wie sie selbst sind. (Starker 
Beifall.) 

Wir von der CDU/CSU wissen, was wir wollen. Wir werden die Politik, 
die wir bisher geführt haben, weiter fortsetzen und die, glauben Sie mir 32 



das, zum Zusammenschluß des Westens sehr viel beigetragen hat. (sehr 
richtig!) 

Es ist heutzutage doch so, daß — ich wil l mich vorsichtig ausdrücken: daß 
auf unsere Meinung etwas gegeben wird, sowohl in Washington als auch 
in Paris und in London. Da wird doch schließlich die Politik der freien 
Völker gemacht. Darum: Vorbereiten auf die nächste Wah l ! Zeitig an­
fangen! Die letzten Monate natürlich in ganz großem Tempo. Aber vor­
her aufklären und arbeiten. Auch für uns und für unsere Partei gilt das: 
Einig sein in Bund, Ländern und Gemeinden. 
(Starker anhaltender Beifall!) 

Präsident Dr. Gurk: 
Meine lieben Freunde! Wir durften eben die Subsummierung der Erfah­
rungen eines wahrhaft großen Politikers entgegennehmen. Dafür danke 
ich in sehr herzlicher Weise unserem lieben Bundeskanzler und Partei­
vorsitzenden. (Starker Beifall.) Ich darf ihm das Gelöbnis der Treue zu 
seiner Person und seinen politischen Zielen in Ihrem Namen ausdrücken. 
(Erneuter starker Beifall.) 

Es wäre töricht, die Bedeutung dieser Ausführungen in einem langen 
Kommentar zergliedern zu wollen; aber drei Sätze darf ich sagen: 
Das erste ist der Dank für die klare Abgrenzung gegenüber der Sozial­
demokratischen Partei und ihrem Versuch, durch ein neues Programm 
Verwirrung zu stiften. Hier muß klar gesprochen werden, und das Stu­
dium dieses Programms wird zeigen, daß sich im Grunde nichts geändert 
hat. 
Das zweite ist eine innere Auseinandersetzung mit uns selbst, die wir 
entgegennehmen wollen in dem Gedanken: Wir alle sind allzumal Sün­
der. Es war gut, daß das ausgesprochen wurde; denn aus dieser inneren 
Auseinandersetzung mit uns selbst kommt neue Kraft und Aktivität. 

Das dritte war die Aufforderung zur Weite und Größe des Blicks in die 
Welt hinaus in der außenpolitischen Betrachtung. 

Nochmals, verehrter Herr Bundeskanzler und Parteivorsitzender, unseren 
tiefgefühlten Dank im Namen der ganzen Versammlung, die diese Worte 
mit großer Aufmerksamkeit und Ehrfurcht - das darf ich auch sagen -
aufgenommen hat. (Starker Beifall.) 

(Der Bundeskanzler bedankt sich.) 

Nun bitte ich unseren lieben Freund, 
Bundesaußenminister Dr. Heinrich von Brentano 

zu seinem Referat (Starker Beifall.): 

Vor der Gipfelkonferenz 
Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In seinem 
Referat hat der Herr Bundeskanzler bereits auf die außerordentliche Be­
deutung der Gipfelkonferenz, die vor uns steht, hingewiesen, dieser Gip­
felkonferenz, die am 16. Mai in Paris beginnen soll. Ich glaube, es ist 
gut und richtig, daß wir uns auch hier mit den Vorbereitungen und mit 
den Aussichten dieser Konferenz beschäftigen. Diese Konferenz soll das 
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unterblieben ist; sie soll den Versuch machen, eine friedliche Ordnung zu 
schaffen, eine Ordnung, in der die Menschen wieder frei von Furcht, frei 
von Angst und frei von Sorge leben können. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen uns völlig darüber im klaren 
sein, daß auf dieser Konferenz in allererster Linie über das deutsche Volk 
gesprochen und über seine Zukunft entschieden werden kann. Deswegen 
ist es notwendig, daß wir mit unmißverständlicher Klarheit zum Ausdruck 
bringen, was wir von dieser Konferenz erwarten, aber auch, was wir zu 
dieser Konferenz beitragen können. 

Ich meine, es ist dem größten Toren in Deutschland inzwischen klargewor­
den oder sollte ihm klargeworden sein, daß die politischen Fragen, die 
im internationalen Gespräch sind, soweit sie Deutschland betreffen, nicht 
von uns allein gelöst werden können. Ich glaube, jeder hat es begriffen, 
und er muß es begriffen haben, daß wir hier darauf angewiesen sind, mit 
denen, die wieder unsere Freunde und unsere Partner geworden sind, eng 
und freundschaftlich zusammenzuarbeiten; denn was sie sagen und was 
sie tun, wird über unsere Zukunft entscheiden. Deswegen möchte ich den 
Appell unterstreichen, den der Herr Bundeskanzlor auch hier an uns alle 
gerichtet hat. Es geht darum, das Vertrauen zu sichern und zu festigen, 
das in langwieriger und mühsamer Arbeit in den letzten Jahren wieder 
geschaffen werden konnte, das Vertrauen zu dem deutschen Volke, wie 
es heute ist, aber auch das Vertrauen zu dem deutschen Volk, wie es 
morgen sein wird. 

Darum meine ich, wir haben drei Voraussetzungen zu schaffen, um auf 
dieser Konferenz bestehen zu können. Die erste Voraussetzung ist: Es 
sollte kein Zweifel mehr offen bleiben daran, daß sich dieses neue 
Deutschland heute und morgen eindeutig und unwiderruflich zur freiheit­
lichen demokratischen Ordnung bekennt. Wir sollten den Mut haben, 
olle diejenigen, die uns auf diesem V^ege entgegenstehen, zurechtzu­
weisen; denn es geht darum, daß wir die Grundlagen dieses neuen Staa­
tes verteidigen, den wir, weiß Gott, mit vielen Mühen geschaffen haben. 
(Lebhafter Beifall.) 

Es gehört zum politischen Rüstzeug unserer Gegner in der Sowjetunion 
und in anderen Bereichen der Welt, daß sie diese gute Absicht und die­
sen festen Entschluß des deutschen Volkes in Zweifel ziehen. Wir waren 
in der Vergangenheit alle Zeugen einer unablässigen und, wie ich Ihnen 
sagen darf, nicht ganz erfolglosen Kampagne. Man hat alles versucht, 
um Deutschland unglaubwürdig zu machen und der deutschen Regierung 
und dem deutschen Volke falsche Absichten zu unterstellen. Man hat an 
eine traurige, an eine tragische Vergangenheit erinnert. Und wir haben 
es gespürt, daß die Haut, die über diese Wunden gewachsen ist, noch 
dünn ist. Deswegen sage ich noch einmal: es darf kein Zweifel daran 
entstehen in dieser Welt, daß der Weg des deutschen Volkes so wie wir 
ihn in den vergangenen Jahren gegangen sind, auch fortgesetzt werden 
wird heute und morgen von der Bundesrepublik und später von einem 
wiedervereinigten Deutschland; denn wenn wir uns heute in der Bundes­
republik mit dem Wahlzettel zur Freiheit bekennen, dann hoben es Hun­
derttausende und Millionen von Mitteldeutschen getan mit ihren Füßen, 
da sie ihre Heimat verlassen haben und in die Freiheit geflohen sind. 34 



Und ein zweites, das mir nicht minder wiciitig zu sein scheint - auch dar­
über hat der Herr Bundeskanzler in seinem Referat gesprochen —: wir 
haben uns entschlossen und wir haben alle Entscheidungen getroffen, 
um diesen Weg zu verwirklichen, daß Deutschland ein integraler, ein 
unlösbarer Bestandteil Europas sein und bleiben wird. Ich möchte auch 
hier die politische Bedeutung der Verträge noch einmal unterstreichen, 
die der Herr Bundeskanzler erwähnt hat, diese Verträge über den Eintritt 
Deutschlands in den Europarat, über den Zusammenschluß in der Mon-
tan-Gemeinschaft bis zur EWG und zur Europäischen Atom-Gemein­
schaft. 

Das, was die Bundesrepublik getan hat, ist gültig auch für das wieder­
vereinigte Deutschland. Wir fühlen uns diesem europäischen Kontinent, 
seiner Geschichte, seiner Tradition und seiner Kultur so eng und so un­
lösbar verbunden, daß wir nicht bereit sind, heute oder morgen darüber 
nachzudenken, ob wir unter irgendwelchen Voraussetzungen uns noch 
einmal aus dieser neu geschaffenen, uns neu bewußt gewordenen Ge­
meinschaft lösen könnten oder nicht. (Lebhafter Beifall.) 

Und ein drittes; So wie wir uns zur europäischen Gemeinschaft beken­
nen, zur Zusammenarbeit mit ollen europäischen Staaten auf allen Ge­
bieten, die dazu geeignet sind, und auf allen Wegen, die sich dazu an­
bieten, so bekennen wir uns auch mit der gleichen Eindeutigkeit und Ent­
schlossenheit zu der ständigen und unauflösbaren Zusammenarbeit mit 
der freien Welt. Und Ausdruck dieser Gemeinsamkeit der freien Welt 
ist die Atlantische Gemeinschaft, der wir angehören. 

Es ist oft mit dem unseligen Wort des Provisoriums ein verhängnisvoller 
Mißbrauch getrieben worden. Ganz gewiß, wir wissen es alle, diese 
Bundesrepublik ist und bleibt solange und insoweit ein Provisorium, als 
Millionen deutscher Menschen sich noch nicht, so wie sie das wollen, 
wieder mit uns zusammenschließen können, als Millionen von Deutschen 
noch unter einem von ihnen abgelehnten, von ihnen gehaßten System 
leben müssen. 

Wir werden nichts und keine Anstrengungen scheuen; und ich hoffe, daß 
das deutsche Volk auch keine Opfer scheuen würde, um diesen unerträg­
lichen Zustand zu beseitigen, der uns ja jetzt wieder so schrecklich in 
Erinnerung gerufen wurde, da wir die Berichte über die Menschen lesen, 
die man in den jüngsten Tagen dort von Haus und Hof vertrieben hat, 
die in die Freiheit geflohen sind, weil sie die Unfreiheit nicht mehr ertra­
gen konnten, weil sie den Zwang, unter dem sie lebten, nicht mehr ertra­
gen wollten. Aber es wäre verhängnisvoll, wenn wir einen Zweifel daran 
ließen, daß unsere politischen Entscheidungen, unser Bekenntnis zur 
freien Welt, nicht provisorisch, sondern endgültig sind. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Das Deutschland von Heute, die Bundesrepublik, ist ebenso wie das 
Deutschland von Morgen, das wiedervereinigte Deutschland - ich sagte 
es schon — ein untrennbarer Bestandteil der freien Welt, der wir uns ver­
pflichtet und verbunden fühlen und aus der wir uns unter keiner Voraus­
setzung, unter keiner Drohung und unter keiner Verlockung loslösen 
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Ich glaube, daß die Klarheit über diese politischen Vorstellungen und 
Ziele einer der zuverlässigsten, ja vielleicht die wesentlichste Voraus­
setzung für das ist, was die Zukuft uns bringen wird. Ich sagte, daß diese 
Gipfelkonferenz sich damit beschäftigen soll, vielleicht die ersten An­
sätze zu schaffen, um eine friedliche Ordnung in der Welt aufzubauen. 
Und wir alle glauben und sind überzeugt, der beste Ansatz dazu wäre, 
wenn die Vv'elt einmal beginnen würde, die Abrüstungsgespräche ernst­
haft weiterzuführen und auf dem Gebiete der Abrüstung erste entschei­
dende Schritte zu tun. Ich glaube, daß nur dadurch das politische Klima, 
daß nur dadurch die psychologischen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden können, um auch die offenen politischen Fragen mit Erfolg an­
zugehen. Und wir wissen ja, zu diesen offenen politischen Fragen gehört 
in allerletzter Linie die Deutschland-Frage und als Teilproblem der 
Deutschland-Frage die Frage nach der Zukunft der Stadt Berlin. 

Aber, wenn ich sagte, daß ein Zweifel an unserer Haltung nicht ent­
stehen darf, daß das Vertrauen zwischen uns und unseren Verbündeten 
keine Belastungsprobe erleben darf, dann möchte ich dazu auch ein paar 
Worte sagen über die Kritik, die an unserer Politik laut geworden ist 
und noch in den letzten Tagen wieder zu hören war. 

Der Herr Bundeskanzler hat scho'n daran erinnert, daß überraschender­
weise der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, Herr Ollenhauer, 
vor wenigen Tagen den Deutschlandplan wiedei- hervorgeholt und seine 
Vorzüge gerühmt hat. 

Meine Damen und Herren! Ich hatte bis gestern eigentlich die Hoffnung, 
daß wir uns mit diesem Plan nicht mehr beschäftigen müßten, nachdem 
er vor wenigen Wochen zu unser aller Befriedigung vom Tisch genom­
men wurde, als der Abgeordnete Wehner die Erklärung abgab, daß die­
ser Plan heute keine Gültigkeit mehr besitze. Wenn aber die Opposition 
uns sagt, daß sie noch heute an den Vorstellungen dieses Planes fest­
hält, dann möchte ich hier ebenso offen erklären, daß dieser Plan keine 
Grundlage ist für eine gemeinsame Politik, (Lebhafter Beifall.) daß die­
ser Plan von uns abgelehnt wird, weil er auf utopischen Voraussetzungen 
beruht und weil er uns mit obsoluter Sicherheit in die Unfreiheit führen 
müßte, ohne Rücksicht darauf, ob die Verfasser des Planes das wollten 
oder nicht. (Lebhafter Beifall.) 

Was hoben wir davon, wenn später einmal gesagt wird: „Ja diese Ent­
wicklung haben wir uns nicht vorstellen können!" Wenn das deutsche 
Volk zugrunde geht, fragt später niemand mehr, ob es aus bösem Willen 
oder aus Dummheit in den Untergang geführt worden ist. (Lebhafter 
Beifall.) 

Ich möchte hier in diesem kurzen Referat nicht auf Einzelheiten dieses 
Planes eingehen. Aber ich möchte eindeutig sagen: Wer glaubt, daß ein 
freies Volk - und wir rühmen uns in der Bundesrepublik, ein freies Volk 
zu sein - mit den Vertretern einer fremden Diktatur auf eigenem Boden 
auf der Basis der Gleichberechtigung verhandeln könne, wer der uto­
pischen Vorstellung nachjagt, einen Gerichtshof zu gründen, der sich aus 
der gleichen Anzahl von Richtern aus der Bundesrepublik und der Zone 
zusammensetzt, um diesem Gerichtshof die Wahrung der Menschen- 36 



rechte zu übertragen, wer das glaubt, hat merkwürdige Vorstellungen 
von der freiheitlichen Ordnung, in der wir zu leben wünschen. 

Es gibt - und daran sollte auch kein Zweifel sein, und es muß immer 
wieder von Neuem gesagt werden - überhaupt keine Möglichkeit, einen 
Kompromil3 zu schließen zwischen Freiheit und Unfreiheit, zwischen Recht 
und Unrecht. (Beifall.) Es ist doch das Verhängnisvolle, daß wir uns an­
gewöhnt haben, absolute Begriffe zu relativieren. Kehren wir doch in 
dieser Frage wieder zu den absoluten Begriffen zurück, bekennen wir 
uns zu den absoluten Begriffen von Recht und Freiheit und sagen wir, 
daß sie in ihrem Bestand nicht angetastet und inihrem Wesen nicht ver­
mindert werden dürfen. (Beifall.) 

Das gilt auch von denen, die uns sagen - und ich las eine Stimme dieser 
Art in diesen Tagen —, die Bundesregierung müsse neue Pläne machen, 
und eine der wichtigsten Fragen, die man in der weltpolitischen Dis­
kussion jetzt behandeln müsse, sei der Versuch, für ganz Deutschland 
den politischen und den militärischen Standpunkt zu bestimmen. 

Zunächst einmal scheint mir eine solche Klarstellung wirklich der Aus­
druck einer sonderbaren Überheblichkeit zu sein. Wir haben hier eine 
Karte. Glaubt denn jemand, daß es in der Welt darauf ankomme, den 
militärischen und politischen Standpunkt dieses kleingewordenen 
Deutschlands zu bestimmen? Es geht darum, den militärischen und poli­
tischen Standpunkt und Standort der freien Welt zu bestimmen, deren 
Bestandteil wir sind. Und zum zweiten, meine Damen und Herren, den 
politischen Standpunkt haben wir gewählt: er heißt Freiheit. Und den 
militärischen Standpunkt haben wir auch gewählt: er heißt Sicherheit, 
und beide sind unverzichtbare Voraussetzungen für die gesamtdeutsche 
Zukunft. (Beifall.) 

Gewiß - und das hat der Herr Bundeskanzler anklingen lassen und er 
hat es auch wiederholt gesagt und in allen meinen Gesprächen habe ich 
es auch immer wieder hervorgehoben — wir sind vielleicht mehr als 
andere Völker daran interessiert, daß der unselige Spannungszustand 
beseitigt wird, der auf der Welt lastet. Denn das ist das Schicksal, das 
unsere Vergangenheit uns bereitet hat, und das Schicksal, das unsere 
geographische Lage uns auferlegt hat: Wir stehen ja im Schnittpunkt 
dieser beiden Welten, der freien und der unfreien Welt, die Trennungs­
linie geht mitten durch den deutschen Volkskörper hindurch und die 
ganze Tragik wird sichtbar cm Schicksal der Stadt Berlin. 

Wir wissen, und das sollte man auch in der Welt hören, was ein Krieg 
bedeutet. Dieser letzte unselige Krieg, der das Ende eines unseligen, 
miserablen Regimes war, hat ja Deutschland an den Rand des Abgrunds 
gebracht. Heute noch sind wir geteilt und ich glaube, jeder Mensch in 
Deutschland, der die Vergangenheit noch in Erinnerung hat, weiß, was 
es für uns bedeuten würde, wenn es gelänge, eine friedliche Ordnung 
zu schaffen, in der sich auch unser Volk wieder frei entfalten und frei 
entwickeln könnte, was es für die Welt bedeuten könnte, wenn diese 
Spannung und diese Angst und diese Sorge von der Welt genommen 
würden, die heute ihren Ausdruck und ihre Reaktion finden in der Be­
mühung, das Verteidigungspotential zu stärken. Deswegen werden wir 
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und die Welt einer solchen friedlichen Ordnung näher führen könnte. 
Sie werden nicht von mir erwarten, daß ich hier in diesem Kreise über die 
Vorbereitungen der Gipfelkonferenz im einzelnen berichte. Gespräche 
dieser Art entziehen sich natürlich der allgemeinen Diskussion. Das soll­
ten auch diejenigen, die uns kritisieren, begreifen. Aber ich darf Ihnen 
versichern, daß die Bundesregierung zu keiner Stunde, so wie in den ver­
gangenen Jahren und bis heute auch in nächster Zeit nicht, versäumen 
wird ihren Beitrag zu leisten, um dieser Entspannung näherzukommen, 
die wir uns wünschen; um einen ersten Schritt zu tun zur Verwirklichung 
dieser Friedensordnung, in der wir leben wollen. V\/ir haben es in der Ver­
gangenheit getan, wir haben es getan auf der Genfer Konferenz von 
1955, wo wir mit eigenen Vorschlägen an unsere Freunde herangetreten 
sind. Wir haben es auf der laufenden Abrüstungskonferenz getan, und 
wir haben es vor der Genfer Konferenz des vergangenen Jahres getan, 
die sorgfältig vorbereitet worden war. Wir haben jetzt unsere Vorstel­
lungen entwickelt und Beiträge zu den Abrüstungsverhandlungen der 
Zehnerkommission der Vereinigten Nationen geliefert, auf der wir nicht 
vertreten sind, an der wir aber als Freunde und Partner der dort ver­
tretenen Westmächte indirekt mitarbeiten. Wir werden das auch in Zu­
kunft tun. 

Wenn ich über die Vorbereitungen der neuen Gipfelkonferenz ein Wort 
sagen darf, dann folgendes: Ich bin mit tiefer Befriedigung und aufrich­
tiger Dankbarkeit in der vergangenen Woche aus Washington zurück­
gekommen und ich freue mich, daß ich dem Kanzler berichten konnte, 
daß die Besprechungen, die wir hatten, sich in einer Atmosphäre ab­
gespielt hoben, wie ich sie mir besser gar nicht denken konnte; in einer 
Atmosphäre des gegenseitigen Vertrauens, des Verständnisses für die 
Probleme des anderen, der Bereitschaft zur Zusammenarbeit, der auf­
geschlossenen und ehrlichen Freundschaft. 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einmal daran er­
innern, daß wir diese Voraussetzungen, die der Bundeskanzler in seinem 
Schlußwort ernsthaft beschworen hat, nur erhalten können, wenn auch 
wir unseren Beitrag leisten, wenn wir in unserer Politik glaubwürdig blei­
ben, wenn man davon überzeugt ist, daß das J a einer deutschen Bundes­
regierung nicht nur heute und morgen gültig ist und nicht nur, solange 
es uns paßt. (Beifall.) 

Alle diese Vorstellungen, daß man diesem Deutschland einen militäri­
schen und politischen Status geben könnte, wie es noch vor wenigen 
Tagen gesagt wurde, um dann die Besatzungstruppen abmarschieren zu 
lassen und dieses Deutschland dann unter die Garantie der Großmächte 
zu stellen: wer das denkt, glaubt wirklich, daß er mit Taschenspieler­
kunststückchen die Welt überlisten könne. (Beifall.) 
Es ist nicht so, daß man Deutschland, dos durch seine geographische 
Lage - Gott sei es geklagt - nun eine ganz besondere Stellung hat, aus 
dem geschichtlichen Prozeß der Zukunft ausklammern könnte, daß man 
es — ich sagte es schon einmal - in ein Idyll verwandeln könnte, in dem 
wir leben, ohne nach Osten und Westen zu schauen. Aber überall an 
der Ost-, Nord- und Südgrenze ständen dann Menschen, die bereit und 
verpflichtet wären, unsere Freiheit zu behüten und, wenn uns etwas ge­
schieht, dagegen einzugreifen . . . 38 



Auf eine solche Spekulation wird sich die Bundesregierung ganz gewiß 
nicht einlassen, schon deswegen nicht — und ich sage es auf die Gefahr 
hin, daß man uns vorwirft, daß das gegen den Geist der Entspannung 
sei, — weil das deutsche Volk genug aus der Erfahrung gelernt hat, um 
auf die Garantie der Sowjetunion für seine Freiheit endgültig zu ver­
zichten. (Lebhafter Beifall.) 

Wir wollen auch mit der Sowjetunion in ein gutes Verhältnis kommen 
Wir wissen, daß dieses große Land im Osten einer unserer indirekten 
Nachbarn ist. Ich wäre sehr froh, wenn einmal der Zeitpunkt käme, wo 
dos, was man als Entspannung bezeichnet und was man mit dem Wort 
Koexistenz dann etwas umschreibt, Wirklichkeit werden würde. Aber der 
Koexistenz-Begriff, wie er vom Osten geprägt worden ist, genügt uns 
nicht. Wer von der Koexistenz spricht, muß zunächst einmal bereit sein, 
die Existenz der anderen anzuerkennen. (Beifall.) 

Bis heute fehlt dieses Anerkenntnis. Wer die erschütternde Rede gelesep 
hat, die der sowjetische Regierungschef, offenbar als Ouvertüre zur Gip­
felkonferenz, in Baku gehalten hat, der sollte doch aus dieser Rede ent­
nehmen können, wie man heute noch das Wort Koexistenz interpretiert. 
Und wer von Entspannung spricht, der sollte zunächst einmal alles unter­
lassen, was die lebensgefährliche Spannung, die auf der Welt liegt, noch 
verschärfen könnte. (Beifall.) 

In dieser Rede hat aber der sowjetische Ministerpräsident mit unverhüll­
ten Worten einseitige Aktionen angekündigt, die die Freiheit von 2'/* 
Millionen Menschen in Berlin zerstören würden. Deswegen bedarf diese 
neue Konferenz einer besonders sorgfältigen Vorbereitung. Wir wissen 
ja, daß nicht wir allein, sondern alle unsere Partner in einer gemeinsamen 
Verpflichtung stehen, die sich nach dem Ultimatum der Sowjetunion vom 
27. November 1958 in so eindrucksvoller Weise bestätigt hat. Dos sehen 
wir daran, daß die drei Außenminister von Frankreich, Amerika und 
Groß-Britannien, als wir im Dezember in Paris zusammenkamen, ihre 
Garantie-Erklärung für Berlin nach Kenntnisnahme dieser Note erneuert 
haben, und daß wenige Tage darauf die Außenminister der NATO, der 
Atlantischen Gemeinschaft, auch ihrerseits diese Garantieverpflichtung 
feierlich bekräftigt haben. Dasselbe isf im Dezember vergangenen Jah­
res in Paris geschehen, auf der Gipfelkonferenz, auf der sogenannten 
westlichen Gipfelkonferenz, an der Präsident Eisenhower, der englische 
Regierungschef Premierminister Macmillan, der französische Staatschef 
de Gaulle und der Bundeskanzler teilnahmen. Was dort gesagt, gespro­
chen und erklärt wurde, hat wenige Tage darauf auch wieder der Mini­
sterrat der Atlantischen Gemeinschaft ausdrücklich bekräftigt. 

Am Samstag werde ich von hier aus nach Konstantinopel fliegen, wo wir 
die letzte Sitzung der Außenminister der Atlantischen Gemeinschaft 
haben werden. In dieser Altantischen Gemeinschaft haben wir uns ge­
meinsam verpflichtet, in Fragen von gemeinsamem Interesse zu konsul­
tieren und zu einer gemeinsamen Auffassung zu kommen. 

Ich zweifle nicht daran, daß das, was die vier westlichen Außenminister, 
die in Washington zusammen waren, diesem NATO-Rat vorlegen wer­
den, auch die Billigung der gesamten Atlantischen Gemeinschaft findet. 
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Aber, meine Damen und Herren, erlauben Sie mir noch einmal eine 
Einschränkung: ein Ausdruck der Solidarität, die wir nicht als selbstver­
ständlich kassieren sollten; denn diese Solidarität bleibt nicht eine 
Stunde länger erhalten, als auch wir uns dieser Solidarität verpflichtet 
fühlen. (Beifall.) Das möchte ich auch denen sogen, die mit ihren Patent­
lösungen, mit ihren eigenartigen Vorschlägen - ich habe einen schon ge­
nannt - heute an das deutsche Volk herantreten und den Versuch machen, 
einen anderen Weg zu finden: nämlich die Herauslösung aus dem Osten 
und aus dem Westen und die Annahme eines eigenen Status. Vergessen 
wir doch nicht, daß ein Bündnissystem, wie die Atlantische Gemeinschaft, 
natürlich auch auf Gegenseitigkeit beruht. Und wenn wir erwarten, daß 
andere unsere Sicherheit garantieren, wenn wir erwarten, daß andere 
freie Staaten in der ganzen Welt sich mit letzter Entschlossenheit auch für 
die Frage der Stadt Berlin einsetzen, glauben Sie dann, daß wir uns der 
gemeinsam übernommenen Verpflichtung entziehen können, auch an die 
Freiheit der anderen zu denken? Denn die Freiheit der anderen ist ein 
Bestandteil der gemeinsamen Politik, und es wäre verhängnisvoll, wenn 
in Deutschland die Meinung aufkäme, daß wir zwar von der ganzen Welt 
verlangen könnten, zu tun, was uns willkommen ist, daß wir das aber 
tun können, indem wir uns gleichzeitig lossagen von den Verpflichtungen, 
die wir ihnen gegenüber übernommen haben. 

Dieses Europa, von dem ich sprach, wird nicht in Freiheit leben, wenn 
Deutschland untergeht. Und weil wir das wissen, haben wir auch eine 
Verpflichtung, gegenüber den anderen europäischen Staaten, für diese 
Freiheit einzutreten. Denn ihr Schicksal ist auch das unsere, ihnen gegen­
über müssen wir uns ebenso verpflichtet fühlen wie unserem eigenen 
Volke gegenüber, wenn wir erwarten, daß diese Länder das deutsche 
Anliegen als eigenes Anliegen mit letzter Leidenschaft und Entschlossen­
heit verteidigen. (Beifall.) 

über den Verlauf und die Aussichten der Konferenz etwas zu sagen, 
wäre vermessen. Wir hatten alle die Hoffnung und haben sie wohl auch 
noch, daß alle diejenigen, die zusammenkommen, sich der ungeheuren 
Verantwortung bewußt sind, die auf ihnen ruht. Denn die ganze Welt 
schaut in diesen Tagen nach Paris. Man weiß, daß die Entscheidungen, 
die dort getroffen oder nicht getroffen werden, vielleicht auf unabseh­
bare Zeit hinaus nicht nur das eigene Schicksal bestimmen, sondern auch 
das Schicksal der Nichtbeteiligten. Denn das, was sich in der welthisto­
rischen Auseinandersetzung zwischen der freien und der unfreien Welt 
vollzieht, das reflektiert auch auf die Staaten, Nationen und Völker, die 
heute noch glauben, sie könnten neben der Weltgeschichte her leben. Ich 
habe nicht den geringsten Zweifel, daß diejenigen, die dort unsere Spra­
che sprechen, daß die drei westlichen Staatsmänner, die dort zusammen­
kommen, sich dieser außerordentlichen Verantwortung bewußt sind und 
das Letzte, was in ihrer Macht steht, tun werden, um ein Scheitern dieser 
Konferenz zu verhindern. 

Erlauben Sie mir aber, gleich eine Einschränkung zu machen. Die Konfe­
renz darf nicht fortgeführt werden, wenn mit der Fortführung-Gefahren 
verbunden sind. Es darf kein Zweifel entstehen, daß auf dieser Konfe­
renz verhandelt werden kann und muß, daß es aber Bereiche gibt, die 
sich einer Verständigung auf halbem Wege entziehen. Das gilt insbeson- 40 



dere für die Stadt Berlin. Es darf nichts geschehen, was die Freiheit der 
Stadt Berlin gefährden könnte. (Lebhafter Beifall.) 

Es leben dort 2V4 Millionen Menschen im festen Glauben an die Zuver­
lässigkeit der Garantien, die ihnen gegeben wurden. Dieses Vertrauen 
dürfen wir nicht enttäuschen, wenn wir nicht eine Entwicklung einleiten 
wollen, deren Anfang man kennt, deren Ende man aber nicht absehen 
kann. Es sind dort 2V4 Millionen Menschen, die in Freiheit leben. Und 
wenn man 2V4 Millionen Menschen aufgibt, glauben Sie dann nicht auch, 
daß dann morgen andere Völker fragen werden, wann man sie aufgeben 
wird? Hier steht die Glaubwürdigkeit der westlichen Politik auf dem 
Spiel. Daran müssen wir erinnern, und ich hoffe, im In- und im Ausland 
nicht mißverstanden zu werden, wenn ich das mit großem Ernst sage. 
Das ist kein Ausdruck mangelnden Vertrauens, das ist nur eine Mahnung, 
die wir mit auf den Weg geben, weil wir wissen, zu wissen glauben und 
davon überzeugt sind, daß die freie Welt einen solchen Bruch der Soli­
darität nicht überleben würde. Es darf nicht noch einmal vorkommen, 
daß in irgendeinem Teil dieser Welt freie Menschen gegen ihren Willen 
in den Sog des Bolschewismus geraten. Vielleicht ist es tragisch gewesen, 
daß die Welt zusehen mußte und zusah, als sie noch mit ihren eigenen 
Sorgen beschäftigt war, wie sich nach 1945 das Schicksal vieler großer 
Nationen entwickelt hat. 

Erinnern wir uns noch daran, daß man damals den Satellitenstaaten 
feierlich Friedensverträge gab, daß man ihnen das Recht der Selbstbe­
stimmung einräumte? Den Polen, den Tschechen, den Rumänen, den Bul­
garen? Erinnern wir uns daran, daß dort zunächst demokratische Regie­
rungen gebildet wurden, die dann im Wege der subversiven Unterwan­
derung und mit den Mitteln der brutalen Gewalt abgesetzt und durch 
kommunistische Parteigänger ersetzt wurden, bis der Prozeß der völligen 
Integration dieser Länder im sowjetischen Machtbereich vollzogen war? 
Es war das die Zeit unmittelbar nach dem Krieg. Viele von uns haben es 
überhaupt nicht miterlebt. Wir befanden uns damals noch in einer 
dumpfen Benommenheit. Wir wußten kaum, was in unserem eigenen 
Vaterland vor sich ging. Und große Teile der anderen Welt glaubten -
ich meine, wir müssen dafür Verständnis haben - , daß nun dieser mörde­
rische Krieg zu Ende sei und man sich nur den eigenen Aufgaben zu wid­
men habe. Ausdruck dieses redlichen Vertrauens war doch damals die 
Entscheidung der freien Welt, nach dem Schluß des Krieges abzurüsten. 
Mit dieser Abrüstung hat man der Sowjetunion einen Vorsprung ver­
schafft. Man hat ihr in den Gebieten, von denen ich sprach, die Hand­
lungsfreiheit gegeben, in jenen Gebieten, an die ich mich mit Trauer 
erinnere, weil sie auch Opfer des Bolschewismus sind. Wir haben dop­
pelten Grund, darüber nachzudenken, weil sie das Opfer einer scham­
losen Koalition zwischen Herrn Hitler und Herrn Stalin geworden sind. 
Aber, gerade wenn wir uns dieser Entwicklung erinnern, dann sollten wir 
uns bewußt sein, daß sich jetzt nicht Ähnliches wieder ereignen darf. 
Die Garantie der Stadt Berlin darf nicht in Zweifel gezogen werden. Die 
Freiheit dieser Menschen, die dort im Vertrauen auf die freie Welt diese 
alte deutsche Reichshauptstadt wiederaufgebaut und lebendig gemacht 
haben, muß erhalten bleiben; dieses Vertrauen darf nicht enttäuscht 
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in den kommenden Wochen sehr aufmerksam sind, es setzt voraus, daß 
die freie Welt bereit ist, auch dann hart und entschlossen zu bleiben, 
wenn die Sowjetunion ihre Drohungen ins Ungemessene steigert. Aber 
ich habe nicht den geringsten Zweifel: Erfolg oder Mißerfolg dieser Ge­
spräche, die vor uns liegen, und die sich violleicht dann über Mona:e und 
über Jahre erstrecken können, hängt davon ab, ob die Welt im Osten 
oder We'sten, auch die Welt in den Bereichen, die sich weder zum Osten 
noch zum Westen bekennen, ganz klar davon überzeugt wird, daß es 
keinen Riß in der Gemeinschaft der freien Völker gibt, daß diese Soli­
darität der Freien unverbrüchlich ist, und daß die Menschen, die dieser 
Freiheit dienen, einer guten Sache dienen, einer besseren als der, die wir 
bekämpfen. 

Wenn es uns gelingt, diese Überzeugung in der Welt aufrecht zu erhal­
ten, wenn es uns gelingt, durch unsere eigene Politik das Vertrauen zu 
festigen und zu vertiefen, das wir in der Welt wiedergewonnen haben, -
und hier sage ich aus vollem Herzen ein Wort des aufrichtigen Dankes 
an unseren Bundeskanzler Adenauer, von dem wir wissen, daß sein Na­
me tatsächlich dieses Vertrauen auf das deutsche Volk wieder zurück­
gelenkt hat, weil man weiß, daß hier unter seinem Namen und unter 
seiner Führung eine Politik betrieben wird, an der ein Zweifel nicht zu­
lässig ist, weil sie geradlinig, ehrlich und sauber ist, - (Lebhafter Beifall.) 
wenn uns dos gelingt, dann werden wir auch über diese schweren Wo­
chen und Monate, die vielleicht vor uns liegen, hinwegkommen. Dann 
werden wir auch, so glaube ich, die Sowjetunion davon überzeugen kön­
nen, daß der Westen zu jedem ernsthaften, sachlichen Gespräch bereit 
ist, daß der Westen bereit ist, jede ernsthafte Diskussion über die Ab­
rüstung zu führen, daß der Westen bereit ist, erste und entscheidende 
Schritte auf dem Gebiete der Abrüstung zu tun, um zur Entspannung bei­
zutragen, daß aber alle diese Bereitschaft voraussetzt, daß auch die 
Sowjetunion weiß, daß sie Konzessionen nur erhalten kann, wenn sie 
selbst zu Konzessionen bereit ist. (Lebhafter Beifall.) 
Ich würde mich freuen - ich zweifle auch nicht daran, wenn dieser Partei­
tag der Christlich Demokratischen Union-und daß in diesem Bereich kein 
Unterschied in der Auffassung zwischen der Christlich Demokratischen 
und der Christlich Sozialen Union besteht, brauche ich kaum zu unter­
streichen — wenn auch dieser Parteitag dazu beitragen würde, dem deut­
schen Volk und der Weltöffentlichkeit die Überzeugung zu vermitteln, 
daß dieses neue Deutschland, dos unter der Führung der Christlich De­
mokratischen und der Christlich Sozialen Union errichtet und aufgebaut 
wurde, entschlossen ist, die bisherige Politik ohne jede Einschränkung 
mit letzter Entschlossenheit und mit klarer Konsequenz fortzusetzen, 
damit nicht der geringste Zweifel entstehen kann, daß diese Entschlossen­
heit und Bereitschaft sich auf alle Bereiche erstreckt, in denen wir in den 
letzten Jahren Fortschritte erzielt haben. 

Ich erinnere noch einmal an unsere europäische Zusammenarbeit und 
möchte hier gleich eines sagen, und morgen wird es sicherlich mein Freund 
Erhard bestätigen: Es gibt hier keine Meinungsverschiedenheit zwischen 
uns in unserer Partei, in unserer Fraktion über die politische Notwendig­
keit der Einigung Europas, und es gibt auch keine Meinungsverschieden­
heit darüber, daß die Verträge, die wir ratifiziert haben, mit letzter Kon- 42 



Sequenz und Loyalität erfüllt werden, weil wir überzeugt sind, daß diese 
Verträge richtig sind und daß der Weg, den wir gehen, der einzig rich­
tige ist und bleiben wird. 

Aber die klare Entschlossenheit, diesen Weg weiterzugehen, hindert uns 
nicht, das zu tun, was auch der Bundeskanzler schon andeutete: mit 
großer Offenheit und mit einem redlichen Bemühen jeden Weg zu prü­
fen, der dazu führen kann, wirtschaftliche Schwierigkeiten, die natur­
gemäß mit der Bildung eines europäischen Gemeinsamen Marktes, einer 
Europäischen Zollunion verbunden sind, auszuräumen. Denn wir wissen 
sehr wohl, daß wir keine Aufteilung Europas in zwei einander entgegen­
gesetzte Wirtschaftsblöcke ertragen können, und wir wissen sehr wohl, 
daß Europa seine Grenze nicht dort findet, wo die Gemeinschaft der 
Sechs lebt, sondern daß die anderen Nationen, die anderen europäischen 
Nationen, die diesen Weg der politischen Integration nicht oder noch 
nicht mitzugehen bereit sind, ebenso zu Europa gehören, und daß wir 
uns ebenso zu ihnen bekennen wie zu denen, mit denen uns eine noch 
engere Partnerschaft verbindet. So sollte dieser Parteitag auch keinen 
Zweifel daran lassen, daß wir entschlossen sind, unsere Verpflichtungen 
in der Atlantischen Gemeinschaft zu erfüllen, daß wir keinen neuen 
Standort zu suchen hoben, sondern daß wir den für das freie deutsche 
Volk angemessenen Standort gefunden hoben an der Seite der freien 
Welt, der wir vertrauen und um deren Vertrauen wir bitten. (Langanhal­
tender Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk: 

Verehrter Herr Bundesaußenminister, auch Ihnen darf ich herzlichen 
Dank sagen für Ihre grundlegenden Ausführungen, und ich glaube, ich 
darf hier der Aussprache schon vorgreifen, Indem ich ein herzliches Ja 
der gesamten Versammlung ausspreche zur Außenpolitik der Bundes­
regierung. (Lebhafter Beifall.) Das dürfen Sie mit Sicherheit von der 
heutigen Versammlung mitnehmen, daß der ganze Parteitag in dieser 
Frage klar und einmütig hinter Ihnen steht. 

Nun, meine Freunde, stehen wir vor der Frage: Der Materialist geht zunn 
Essen; der Idealist bleibt hier und dient dem Geiste. Da diese Versamm­
lung nur aus Idealisten besteht, bleiben wir alle hier bis zum Schluß der 
Versammlung. 

Es ist nun zunächst folgendes: Es haben sich zwei Sowjetzonenflüchtlinge 
in der Versammlung eingefunden, die in den letzten Tagen von drüben 
geflohen sind, ein Handwerksmeister aus Rostock, geflohen am Grün­
donnerstag, und ein Bauer aus dem Bezirk Chemnitz, geflohen a-n Krir-
freitag. Wir haben die beiden Herren gefragt, ob sie vielleicht gewillt 
wären, kurz zu uns über Ihre Erlebnisse und über das, was ihr Herz be­
wegt, zu reden. (Lebhafter Beifall.) 

Ich danke den beiden dafür, daß sie zu uns gekommen und daß sie bereit 
sind, zu uns aus der Fülle dessen, was sie bewegt, kurz zu sprechen. Ich 
danke Ihnen im voraus. Den Namen zu nennen, möchte ich mit Ihrer Zu­
stimmung vermeiden. Ich darf zunächst den Freund aus Rostock bitten, 
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Ein Flüchtling aus Mecklenburg: 

Ich bin Mecklenburger aus dem Bezirk Rostock. Ich war 28 Jahre als Elek­
troinstallateur selbständig. Ich beschäftigte einen Monteur und zwei 
Lehrlinge. Seit zwei Jahren wurden mir keine Lehrlinge mehr zugeteilt; 
der Umsatz ging rapide zurück und die Materialversorgung war sehr 
schlecht. 

Zu Weihnachten 1959 beantragten meine Frau und ich einen Paß, um 
unsere Kinder, die republikflüchtig sind seit 1956 und 1957, zu besuchen. 
Der Grund ihres Fortgehens war, daß sie nicht zum Studium zugelassen 
wurden, da ihr Vater Handwerksmeister sei; der Vater arbeite, so sagte 
man, nicht für die Allgemeinheit, sondern nur für sich. Der beantragte 
Paß wurde wider Erwarten genehmigt; aber meine Frau mußte ein ein-
einhalbstündiges Verhör bei der Volkspolizei über sich ergehen lassen. 
Ich will hier kurz anführen, was die Volkspolizei meiner Frau gegenüber 
äußerte: „Ihre Kinder arbeiten im Westen für die Kriegstreiber und den 
Atomtod, wohingegen sie drüben in der Zone nur für den Frieden arbei­
ten könnten." Auch wurde darauf hingewiesen, daß wir ermordet werden 
könnten. Es wurde der Fall Kahrmann im Hannoverschen angeführt. 
Wenn wir es fertigbrächten, unsere Kinder zurückzuführen, würden wir 
sogar eine Prämie erhalten und ein Vorbild für andere sein. 
Als nun im März die Sozialisierung der Landwirtschaft durchgeführt 
wurde, wurden wir Handwerksmeister in den Berufsgruppenversamm­
lungen von den anwesenden Funktionären darauf hingewiesen, uns mit 
der Gründung der HPG zu befassen. Es war sogar soweit gekommen, 
daß sich die Handwerker verpflichten mußten, zum Herbst 1960 die Grün­
dung einer HPG vorzunehmen. Berufe wie Stellmacher, Schmiede, Elek­
troinstallateure sollten in ländlichen Bezirken der großen LPG angeglie­
dert werden. Ich hatte nun nicht die Absicht, meine Selbständigkeit unter 
derartigen Bedingungen aufzugeben, und ich hatte erst recht nicht die 
Absicht, Mitglied einer LPG zu werden. 

Unter diesen Umständen war es mir und meiner Frau nicht mehr mög­
lich, in der SBZ zu bleiben. Ich ließ mein Grundstück mit Werkstatt und 
Lagerbeständen zurück, und ich hoffe, hier in Freiheit und Frieden irgend­
einem Betriebe meine Berufserfahrung zur Verfügung stellen zu können. 
(Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk: 
Ich danke dem Sprecher aus dem Bezirk Rostock für seine Ausführungen 
unter dem Gesichtspunkt des Handwerks. Diese Ausführungen zeichnen 
deutlich das beschlossene Absterben jeglichen freien Unternehmertums 
und auch des Mittelstandes ab. 

Nun darf ich unseren Freund aus dem Bezirk Chemnitz, Bauer von Beruf, 
bitten, zu uns zu sprechen. Er ist am Karfreitag geflohen. 

Ein Bauer aus dem Bezirk Cliemnitz: 

Werte Anwesende! Ich bin ein Bauer aus dem Kreise Chemnitz. Ich habe 
mit meiner Familie seit 30 Jahren einen 19 ha großen Hof bewirtschaftet, 
der schon seit 200 Jahren im Familienbesitz war. Ich habe diesen Betrieb 
auf das Modernste ausgebaut. Wir waren seit 20 Jahren ein anerkannter 
Lehrbetrieb. Wir haben das Letzte herausgewirtschaftet. Ablieferungssoll 44 



und dergleichen kannten wir nicht; wir sind jederzeit unseren Verpflich­
tungen nachgekommen. 

Ende März kam aber für uns durch die völlige Zwangskollektivierung der 
Wendepunkt. Man hatte es nun besonders auf uns abgesehen. Auf unse­
rem Dorf waren ungefähr 50 Funktionäre, die auf uns losgelassen wur­
den. Tausend Mark Kopfgeld waren dafür ausgesetzt, wenn es die Bri­
gade innerhalb von acht Tagen schaffen würde; sie hatten es Tag und 
Nacht auf drei Betriebe abgesehen, die zuerst weichen sollten. Ihre 
Parole war, wenn die Betriebe fallen, dann fällt das ganze Dorf. Mehr­
mals des Nachts wurde ich aus dem Bette geholt, mit auf die Gemeinde 
genommen und wegen staatsfeindlicher Äußerungen, die ich getan ha­
ben sollte, verhört. Aber das alles nützte nichts. Tag und Nacht kam der 
Lautsprecher vor meinen Hof und forderte mit lautem Geschrei zum Ein­
tritt in die LPG auf. 
Ich habe in den letzten Tagen, um meine Flucht zu verschleiern, den Ein­
tritt in die LPG unterschrieben; denn sie forderten immer wieder auf, 
wer nicht unterschreibe, sei für Adenauer und den Krieg. In der Nacht 
zum Karfreitag habe ich mit meiner Familie die Zone verlassen. Ich bin 
über Westberlin geflüchtet, um in der Bundesrepublik ein paar ruhige 
Jahre zu verleben. Wir sind mittellos in der Bundesrepublik angekom­
men, da sämtliche Bauernkonten schon wochenlang an der Bagernbank 
gesperrt waren. Wir werden trotzdem in der Bundesrepublik ein neues 
Heim gründen. (Lebhafter Beifall.) 

Präsident Dr. Gurk: 

Auch Ihnen, lieber Freund aus dem Kreise Chemnitz, herzlichen Dank. 
Es ist gut, daß wir auch einmal hier vor dem ganzen Volke gehört 
haben, was an wirtschaftlichen, aber noch mehr an seelischen Leiden auf 
jenen Menschen in der Zone lastet. 

Nun darf ich Sie abschließend noch um Aufmerksamkeit für zwei Herren 
bitten, die Ihnen kurz etwas vortragen möchten. Der erste ist 
(Von starkem Beifall begrüßt.) 

Bürgermeister Amrehn, Berlin: 
Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Der Bundesvorstand legt 
Ihnen den Entwurf einer außenpolitischen. Entschließung vor; sie wird 
eben verteilt. Der Vorstand hat mich gebeten, sie zu verlesen und dann 
zu erläutern. Der Entwurf lautet folgendermaßen : 

„Die Christlich Demokratische Union Deutschlands begrüßt und 
unterstützt alle Bemühungen der Staatsmänner der Welt um Ent­
spannung, allgemeine Abrüstung und Befriedung. 
Gerade in diesem Augenblick muß aber daran erinnert werden, 
daß in der Mitte Europas Sicherheit und Frieden fehlen und so 
lange fehlen werden, als dem deutschen Volk die widernatürliche 
Teilung auferlegt bleibt. Das Recht auf Selbstbestimmung, das 
heute selbst für die abgelegensten Teile der Welt proklamiert 
wird, muß 15 Jahre nach Kriegsende endlich auch für die Deut­
schen Anwendung finden. (Starker Beifall.) 

Belehrt durch sein eigenes Schicksal, verlangt das deutsche Volk 
45 nichts auf Kosten eines anderen Volkes. Es will nur sein natür-


